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J Setzt ·den Kampf gegen das 
Ordnungsrecht-an der Basis fort 
Mittwoch, 23. 4.: Universitätsadmi­
nistration verweigert dem Iraner 
Achmed Taheri die lmmatrikulatfon. 
Begründung: Versäumnis der „Aus­
schlußfristen"; einen Teil dieser Frist 
verbrachte Taheri nach seiner wider­
rechtlichen Vertiaftung in U-Haft, Ab­
schiebehaft und in der Nervenklinik. 
Donnerstag: Taheris Widerspruch 
wird abgelehnt; teach-in vor der Uni„ 
versität. Freitag: Verwaltungsteil der 

· Universität von Polizei besetzt; Poli­
zei knüppelt ein friedliches sit-in vor 
dem Immatrikulationsbüro ausein­
ander. Montag: Polizei stürmt das 
Studentenhaus, verprügelt wil lkür­
lich Studenten, durchsucht Zimmer 

. r im Wohnheim-Teil des Studenten­
hauses ohne Haussuchungsbefehl. 
Dienstag: Teile der Universität weiter 
von Polizei besetzt; Polizei startet 
Offensive gegen teach-in; wieder 
Knüppeleien und willkürliche Verhaf­
tungen; Studenten werden noch bis 
ins Westend verfolgt, dort verprügelt 
und festgenommen. 
Während der Rektor der Profes­
soren, Rüegg, in Flugblättern das 
Ziel der Aktionen auf den „ Fall Ta­
heri" beschränken wollte, zeigten der 
Polizeieinsatz und die Reaktionen 
von Brundert und Innenminister 
Schneider, daß sie die Zielrichtung 
der Aktionen genau verstanden: das 
geplante Ordnungsrecht, im „ Fall 
Taheri" mit Hilfe der Disziplinarge­
setze vorexerziert; der Intention nach 
ein Instrument der „ Befriedung" der 
Universität. Durch das Ordnungs­
recht soll: 

die hierarchische Struktur der 
Universität gegen den Wider­
stand der Studenten erhalten 
werden 

die Studentenrevolte vor ihrer 
Stabilisierung als Widerstands­
or.ganisation zerschlagen wer­
den 

- das Zusammenspiel von univer­
sitärer Disziplinargewalt und der­
dritten Gewalt, die Polizeifunk­
tionen übernimr:n.t, in einem to­
talen System der „Befriedung" 
der Universität ausgebaut wer­
den. 

Dieser aktuellen Bedrohung durch 
das Ordnungsrecht stand auf seiten 
der Studenten kein organisiertes 
Widerstandspotential gegenüber. Die 
Kriminalisierung der Genossen vor 
Gericht war zuwenig auf die Hoch­
schule rückvermittelt, die Justizkam-
pagne stellte sich als Kampagne der 
Justiz heraus. Wir hatten zuwenig 
erkannt, daß d.er Kampf gegen die 
politische Justiz und der Kampf ge­
g.en das Gewaltverhältnis in den Uni­
versitäten eins sind. Die Funktionen 

• • des Ordnungsrechtes sollten durch 
das teach-in am Donnerstag urid das 

,_ sit-in vor dem Immatrikulationsbüro 
am Freitag im Bewußtsein der Stu­
denten aktualisiert werden. Die Re­
aktion der Universitätsadministration 

1,y.iar exemplarisch; mit brutalen Poli­
,..,, . .. .'.zeieinsätzen wurde der friedliche An­
,,.., · '~<firift{ a_uf ihr wichtigstes lnst~ument 

'baa~qrt~t: Qies schuf die Voraus­
setzung für die nun nicht mehr ab· 

strakte Einsicht in die aktuelle re- Massenaktionen zeigten sich schon 
pressive Bedeutung des Ordnungs- erste Ansätze einer sich stab ilisie-
rechtes als Kampfmittel gegen jede renden Selbstorganisation an der 
Selbstorganisation des Studiums. In Basis. Nach der Diskussion der 
den Massenaktionen von Montag Strategie für die letzte Ordnungs-
und Dienstag wurde das Gewalt- recht-Demonstration am Dienstag 
potential des Ordnungsrechtes auf- trafen sich die Basisgruppen, um 
gedeckt. In der Verbindung der Ver- eine agitatorische Umsetzung der all-
weigerung der Immatrikulation Ta- gemeinen Mobilisierung in ihre Fach-
heris mit dem Sturm der Polizei auf schatten zu diskutieren (Sprengung 
das Studentenhaus wurde die allge- von Vorlesungen und Übungen durch 
meine Bedeutung des „Falles Taheri " Diskussionen über das Ordnungs-
deutlich; diese praktische Erkenntnis recht): 
führte zu massenhaften Ad-hoc-Mo- Die Basisgruppen versuchten, den 
bilisierungen. durch die Aktionen aufgebrochenen, 

. . . · sinn lich-anschaulich gemachten, b fs-
Bei 9en Aktionen wurde ~ine ~~ue larig latenten Konflikt' der Selbst-
Takt_1k_ des. Gespanns_ '-!rnversitat~- organisation des Studiums mit dem 
a~mm1s~rat1on . - Polizei - Justiz Ordnungsrecht des autoritären Staa-
s1chtbar. Scheinbar wah llose Ver- tes als konkretes Problem ihrer fach-
haftungen sollen zu massenhafter spezifischen Arbeit zu erkennen und 
"'.erfolgung auch ~E:r „Mitläufer", der <;Jen Kampf gegen das Ordnungsrecht 
sich ~~lbst o_rgarnsi_erende~ :3tu~~n- als ihr aktuelles Bedürfnis aufzu-
ten, f~hren. Uber diese Knmmal1s1~- n~hmen . .Die Folge war die in vielen 
run_g J_eder For~ der_ Selbst?r_gar11:: Fällen von Basisgruppen initiierte 
sat1on sollen die aktiven Ted(!)_· der .l:Jriifunktionierung von Vorlesun-
Studenten0~e~egung_ von ~er-St_uden-. gen und Seminaren zum Zweck der . 
tenschc1ft ISQllert werden. . .Erweiterung der Mobilisierung der 
Doch_ bei den sich noch .w~)J~e'}.~1;1J;:t ·, -~ Sti.Jder:iten. Als E~wideru~g auf di~se 
reaktiv herstellenden Strat~~~ 4l1rr ·- - Versuche formulierte die Rea_!<t1on 
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von Rüegg über Schneider bis zum 
ADS eine lsolierungsstrategie. Sie soll 
die Akteure des politischen Wider­
standes an der Basis von den „ ar­
beitswi lligen" Studenten trennen. 
Diese Studenten werden aufgefor­
dert, selbst das Or<;lnungsrecht zu 
realisieren, indem sie „organisierte 
Notwehr" gegen die Studentenbe­
wegung praktizieren (Sauermanns 
Freischärler sind ein signifikantes 
Beispiel). 
Rüegg: ,,Solange vom SOS und sei­
nen AStA-Hilfstruppen Gewaltakte 
angedroht und durchgeführt werden, 
um Kommilitonen an der auch zu 
ihrer sozialen Sicherheit notwendi­
gen Immatrikulation zu hindern, 
werde ich weiterhin polizeiliche Hilfe 
in Anspruch riehmen." Innenminister 
Schneider: ,, Die Landesregierung hat 
alle ihr zu Gebote stehenden Mittel 
eingesetzt, uin die Freiheit von For­
schung und Lehre an der Frankfurter 
Universität wiederherzustellen. Sie 

· betrachtet es als ihre -Pflicht, den 
arbeitswill igen Studenten die erfor­
derlichen Arbeits- , und Studienbe­
dingung.en zu sichern und die Rechte 
_der Bürger zu wahren. Als amtieren­
der hessischer Ministerpräsident 
appelliere ich an alle gutwilligen und 
demokratischen Kräfte in der Studen­
tenschaft · und in der Bürgerschaft , 
die Landesregierung bei der Erhal­
tung von Sicherheit und, Ordnung zu 
unterstützen. " RCDS: ,,Gemäßigte 
Studenten werden in steigendem 
Maße dazu überzugehen haben, ge­
gen die Kriminalisierung der Hoch­
schule durch den SOS Notwehr zu 
praktizieren. " Die FR zitiert den ADS: 
„Deshalb müsse allen Anarchisten 
die Aktionsmöglichkeit, den sie un­
ter dem Schutz der demokratischen 
Ordnung in Szene setzten, mit der 
Kraft demokratischer Mittel verwei­
gert werden. " Als sein vornehmstes 
Ziel sieht er die „Isolierung des SOS 
in der Studentenschaft". 
Dieser Politik des autoritären Staates 
wird die Studentenbewegung eine 
Strategie entgegensetzen, die sich 
von der Frage . leiten läßt, wie es 
möglich sein wird, den Kampf gegen 
das Ordnungsrecht ohne permanen­
ten Druck durch generelle Massen­
aktionen, ohne ständig der Gewalt 
des Staates in Gestalt der Polizei 
unmitte lbar konfroritiert zu sein, of- · 
fensiv und breit organisiert weiter­
zuführen. Wir haben erkannt, daß 
eine Partiku larisierung der Basis­
gruppen eine Isolierung tendenziell 
ermögl ichen würde, wenn sich un­
sere Strategie nur reaktiv au.f die 
Maßnahmen der Universitätsadmi­
nistration und der Staatsgewalt ver­
hält und losgelöst von der · Basis­
arbeit entwickelt wird. Jetzt gilt es, 
die organisatorischen Schwächen der 
Revolte in der Basisarbeit anzu­
gehen, die Ad-hoc-Mobil isierung _um­
zusetzen in die langfristige Organi­
sation des Widerstandes gegen das 
Ordnungsrechf durch seine Konkreti­
sierung in der Basisarbeit. Drei Auf­
gaben haben die Basisgruppen za 
lösen: Sie müssen lernen, im Wider-
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fzur Strategie der Basisgruppen 

. und zur möglichen Funktion· des AStA-Info 
Die Situation der Basisgruppen, die Probleme ihrer Kommunikation 
untereinander und der Art ihrer Strategieproduktion kann man bei­
spielhaft an der Arbeit der Arbeitsgruppen im Spartakus-Seminar und 
dem Zusammenhang dieser Arbeit mit der Produktion von Strategien 
bei den Soziologen im WS 1968/69 analysieren. 

Die Arbeit im Spartakus-Seminar 
unter dem Titel „Aktiver Streik" 
zeigte qualitativ neue Momente 
gegenüber früheren Mobilisie­
rungen. 

Das Muster der Aktionen von 
den ersten Vietnam-Aktionen bis 
zu den Springer-Demonstratio­
nen (gegen unsere konkreten Si­
tuationen) abstrakter Aufklärung 
(Vietnam-Kongresse etc.) folgten 
Minderheits-, später Massen­
aktionen , die mit zunehmender 
Konkretion Machtstrukturen in­
nerhalb dieser Gesellschaft offen­
legten, ein virtuell vorhandenes 
Gewaltpotential in manifeste Ge­
walt verwandelten. Die ad hoc 
mobilisierten Akteu re erkannten 
für einen Moment individuelle 
Probleme als allgemeine, als die 
Gesellschaft/die Universität cha­
rakteris ierende. 

tierenden Studenten veranlaßt 
hatte, denen durch die zweite Po­
lizeibesetzung des Instituts in der 
Myliusstraße wiederum mit Billi­
gung von Habermas, Friedeburg 
und Adorno das Organisaiions­
zentrum genommen war, recht­
fertigte und unter dem Namen 
der ,Philosophischen Fachschaft' 
den Professoren Verhandlun­
gen anbot. Dieses Bewußtsein, 
das an die angebliche Resistenz­
kraft von Institutionen gegen­
über den Formierungstendenzen 
des autoritären Staats glaubt, 
ohr,ie zu sehen, daß die institutio­
nellen Absicherungen ohne die 
organisierte Macht der studenti­
schen Basis jederzeit revokabel 
s ind,_mußte auf Vollversammlun­
gen und im SDS offen bekämpft 
werden. Diese Auseinanderset­
zung · mit dem falschen Bewußt­
sein der genannten Fraktionen 
produzierte eine neue M a c h t -
k a m p f i d e o I o g i e. 

Die Blindheit einer bloß akademi­
schen Politik, die Notwendigkeit 
einer Entlarvung des hochschul­
born ierten Bewußtseins wurde in 
schlechter Analogie zu früheren 
Minderheitenaktionen umgesetzt 
in eine Polarisierungsstrategie, 
die durch die Bekämpfung aller 

itiativfunktion ergrif.fen, Redak­
tionss itzungen des Info zur Kom­
munikation zwischen Basisgrup­
pen umzufunktionieren : einzelne . 
Mitglieder von Basisgruppen 
wurden angesprochen, den Dis­
kussionsstand in ihrer Basis­
gruppe kurz zusammenzufassen 
und in den Redaktionssitzungen 
mit Mitgliedern aus anderen Basis­
gruppen zu diskutieren. Fach­
bornierten Handwerkeleien soll 
die Dimension von Mobi lisierungs­
strategien eröffnet werden: auf 
dem Hintergrund der Kritik der 
Arbeit der Basisgruppen in der 
Kommunikation untereinander, 
mti fortgeschritteneren Basis­
gruppen, die in einem allgemei­
neren 'Diskussionszusammenhang 
stehen (deren Polit ik den all­
gemeineren Charakte r gesamt­
hochschulrelevanter Mobi lisie­
rung teilweise schon erreicht . 
hatte), lernen diese Basisgruppen 
ih re eigene Arbeit im Rahmen 
möglicher zu entwicke lnder An­
sätz~ politisch einzuschätzen, zu 
kritisieren und umzuformulieren. 

kutierten die Umsetzung de·r 
Offensive in eine Ag itation inner-

. halb der Fachschaft. Während 
und . nach den Aktionen am 
29. Apri l sprengten sie ihre Vor­
lesungen durch Diskussionen 
über die Polizeibesetzung.) 
Die Kommunikation zwischen den 
Basisgruppen bliebe fo lgenlos, 
wenn die Diskussion über strate­
gische Ansätze und konkrete 
Projekte innerhalb des Kom­
munikationsfe ldes AStA-Info nicht 
in die Arbeit der Basisgruppen 
rückvermittelt würde. Diese Rücj,<­
verm'ittlung kann einmal nuf 
durch die Basisgru ppenmitglie- 1 
der geleistet werden, die an den 1 
Redaktionssitzungen teilnehmen; 
zum anderen dadurch, daß Mit­
glieder des festen Redaktions­
stabes an einzelnen Basisgrup­
pensitzungen teilnehmen. Die 
Verbindlichkeit der Diskussion 
der Basisgruppen selbst gegen­
über ih rer Fachschaft wird du rch 
d ie Veröffentlichung der in einem 
Paper objektivierten Diskussion 
(Info-Arti kel) verstärkt. 

Dieser Beitrag selbst ist Ergeb­
nis. der Diskussion einzelner Mit­
glieder von Basisgruppen (Poli­
tologie, Jura, Psychologie, Ger­
manistik). Dennoch ist diese 
Konzeption bei den Beiträgen 
der Basisgruppen in dieser Num­
mer weitgehend nicht verwirk­
licht worden. Die - im Anfang 
noch labilen - neuen Arbeits­
strukturen hielten einmal dem 
Druck der Ordnungsrechtsaktio­
nen und dem damit verbundenen 
Arbeitsdruck noch nicht stand. 
Zum anderen wurden diese 
neuen Strukturen noch nicht un­
terstützt durch praktisch wirk-

' 

' reformistischen und antiautoritä­
ren Elemente d ie inner- und 
außeruniversitär verbind lich ar­
beitenden Kader konstituieren 
sollte. Der ,Polarisierungsstrate­
gie' liegt das Mißyerständnis zu­

Partielle Probleme können in 
ihrem allgemeinen Charakter be­
griffen werden (Ordnungsrecht, 
Lehrerausbildung etc.). Dadurch 
können Mobilisierungen in allge­
meinen Aktionen fachschafts­
spezifisch organisiert werden; 
akut Mobilisierte können sich so 
um den Kern der Basisgruppe 
organisieren. Der Gefahr der 
permanenten Senkung der 
Frustrationstoleranz bei den Mo­
bilisierten kann begegnet wer­
den, indem generelle Themen in 
die einzelnen Fachschaften agi­
tatorisch umgesetzt werden. (Als 
am 28. April die Offensive gegen 
die Besetzung der Universität 
durch die Polizei diskutiert 
wurde, organisierten sich ein­
zelne Basisgruppen; si_e dis-

same Kommunikationsbedürf- J 
nisse von seiten der Basisgrup-
pen. Sie zu wecken, versucht 
diese Info. ,· 

grunde, die Formierungstenden-___...... 
zen des autoritären Staates als ,1 · 
unabwendbar ·in einem r e i n e n f • .-- • . · 
Entwicklungsprozeß der Faschi- D1skuss1onsstand der 
sierung zu begreifen. So redu-

Dieser Charakter der Ad-hoc­
Mobilisierung wurde zum ersten 
Mal entscheidend im Spartakus­
Seminar durchbrochen. Doch in . 
der Selpstorganisation der Mobi­
lisierten in den Arbeitsgruppen, 
in dem Aufbrechen der Trennung 
von Studium und politischer Ar­
beit wurde eine Qualität vernach­
lässigt. Aus der in den Arbeits­
gruppen gelieferten Kritik am 
etablierten, lernpathologisch or­
ganisierten Lehrbetrieb entwik­
kelten sich erste Ansätze kollek- · 
tiven Lernens. Im Verlaufe des 
Streiks jedoch wurqen diese An­
sätze auf der einen Seite forma­
lisiert, indem man unter Ab­
straktion von spezifischen Inhal­
ten die Fragen emanzipatorischen 
Lernens diskutierte. Auf der an­
deren Seite wurde die Arbeit in 
Arbeitsgruppen nicht mit dem 
·politischen Kampf gegen die Uni­
·versität des autoritären Staates 
vermittelt. Die Probleme der 
Durchsetzung der in Arbeitsgrup­
pen entwickelten neuen Projekte 
wurden vollkommen verdrängt. 

len Festnahmeaktion der im In­
stitut für Sozialforschung dis­
kutierenden Genossen durch die 
Soziologie-Ordinarien. Die Ar­
beitsgruppen partikularisierten 
sicH weiter; die ari der Hoch­
schule relevanten Initiativen 
wurden geteilt von zwei gegen­
sätzlichen Fraktionen. Detlev 
Claussen bezeichnet sie wie 
folgt (,,Zur Kritik falschen Be­
wußtseins in der studentischen 
Revolte", wird abgedruckt in der 
nächsten „Neuen Kritik"): ,, Die 
zentrale Ideologie dieser Frak­
tron (die der bo·rnierten 
Hoch sch ulref o rmisten) 
besteht in der abstrakten Tren­
nung von Wissenschaft und Poli­
tik, die politische- Machtausein­
andersetzungen an der Universi­
tät entweder ,scheinrevolutionär' 
denunziert oder akademisch auf 
,wissenschaftsimmanente' Argu­
mentation zu reduzieren versucht. 
Immanente wissenschaftliche 
DisRussion führt sie dann ad ab­
surdum, wenn sie die Parteilich­
keit wissenschaftlich fundierter 
Argumentation im Bezugsrahmen 
politischen Kampfes leugnet. 
Offenbar wird dies, wenn die 
Forderung einer emanzipatorisch­
wissenschaftlichen Ausbildung 
entweder mit dem positivistischen 
Hinweis auf den institutionellen 
Rahmen oder aber mit dem 
Diktum einer pessimistischen 
Anthropologie der ewigen Wis­
sensvorsprünge der wissen­
schaftl ich Ausgebildeten zurück­
gewiesen wi rd. Der Angriff auf 
die bestehende schlechte Orga­
nisation der Produktivkraft Wis, 
senschaft und deren Formen der 
Aneignung wird von diesen Aka­
demikern als ,Zerstörung der 
Wissenschaft' bezeichnet; mit 
dem Vorwurf, die Studenten 
würden wissenschaftsextern vor­
gehen, liefern sie sich den be­
stehenden wissenschaftsexter­
nen Ansprüchen von Staat und 
Kapital permanent aus. Diese 
Fraktion wurde in der Praxis 
exemplarisch in Frankfurt ent­
larvt, als ihr erster Wortführer 
Habermas, der am techno­
kratischsten aller Hochschul­
gesetzentwürfe mitgearbeitet hat, 
alle Forderungen nach ·institutio­
neller Abs icherung studentischer 
Autonomie mit den erwähnten 
Argumenten und schließlich mit 
Polizeigewalt zurückwies. Der 
partielle Verlust an Realitäts­
bewußtsein in der bornierten 
Hochschulfraktion wurde mani­
fest, als diese Gruppe den Poli­
zeieinsatz, den die Frankfurter 
,Kritische Theorie' in offensicht­
licher Übereinstimmung mit der 
Reaktion in Universitäts- und 
Staatsbürokratie gegen die im In­
stitut für Sozialforschung disku-

. ziert sich bei den Ideologen die­
ser. Politik der Begriff der Reak­
tion auf · einen festgefügten, ein­
heitlichen Machtapparat, der die 
Gesamtgesellschaft total unter 

Basisgruppe Psychologie: 

Über die Untersuchung der Be­
,dingungen dieser Selbstorgani­
sation hinaus gelang nicht die der 
Bedingung dieser Organisation 
als Widerstandsform gegen eine 
technokratische, Universität. Kon­
kret: die Selbstorganisation des 
Studiums wurde genährt von der 
fatalen Ideologie, die vorläufig 
experimentellen Formen der 
Neuorganisation _ wü rden in-
stitutionell gegenüµer der Uni­
versitätsadministration abge­
sichert qua Satzung. Die Über­
schätzung der OSI-Satzung, das 
Verständnis des Negativkatalogs 
als real durchsetzbar gegenüber 
den Ordinarien ging einher mit 
der Ideologie der Mögl ichkeit der 
Schaffung eines Freiraumes der 
linken politischen Arbeit in einer 
reaktionären Universität inner­
halb eines autoritären Staates. 

Kennzeichnend für diese Arbeit 
der Arbeitsgruppen war die Art 
der Strategiebildung bei den So­
ziologen: abstrakt von der Arbeit 
der Arbeitsgruppen wurden die 
aktuellen Strategien wesentlich 
reaktiv auf die Aktionen der aus 
unserem Seminar gefeuerten Or­
dinarien produziert. 

Die Abstraktheit der Konzeptio­
nen der Arbeitsgruppen .von der 
f!eflexion ihrer Organisation als 
Widerstandspotential gegen die 
technokratische Hochschule (also 
u nter der Bedingung der Fort­
dauer· dieser reaktionären Form 
der Hochschule, gefährlich ge­
läutert durch ihre F'unktionalisie­
rung im Hinblick aut die neuen 
Bedürfnisse der Wirtschaft und 
des autoritären Staates) wurde 
deutlich beim generellen Veto 
der Professoren gegenüber dem 
Negativkatalog, bei der krim inel-

Fortsetzung von Seite 1 

sich subsumiert, so daß man nur 
in einem .existentialistischen Akt 
auf bürgerliche Karriere verzich­
ten kann und sich für die ver­
bindliche Arbeit des Widerstan­
des entscheiden muß. Die Politi­
sierung und Erziehung anti­
autoritärer Studenten zu kon­
tinuierlicher, verbindlicher Arbeit 
reduziert sich auf einen moralisie­
renden Dezisionismus, doch dem 
gegebenen Beispiel nachzu­
folgen. " 

Analog zur fehlenden Kommuni­
kation der Arbeitsgruppen im 
Spartakus-Seminar untereinan­
der . - sprich : Abstraktheit der 
Arbeit der Arbeitsgruppen zur 
Produktion von Strategien - steht 
die handwerkliche Singularität 
der Basisgruppen zueinander. 
Ausdruck dieser Singularität ist 
ein fehlen von absehbar effek­
tiven Mobilisierungsstrategien auf 
Fachschaftsebene. 
Diese Kommuni kation 
das AStA-Info auf 
Weise herzustellen. 

versucht 
doppelte 

Fortgeschrittene Basisgruppen 
(Politologie, Jura) haben d ie In-

Unsere politische Arbeit wird 
sich primär auf die Anfangs­
semester ausrichten. Zur Verbrei­
terung unserer Basis ist die Ver­
mittlung theoretischer und prak­
tischer Arbeitsinhalte erforder­
lich. Da wir im Augenbli ck .nicht 
in der Lage sind, selbständige 
und aus psychologischer Per­
spektive notwendige Projekt­
gruppen zu initiieren, müssen 
einzelne. Gruppen von Psycholo­
gen in den bestehenden Projekt­
gruppen mitarbeiten. Erst mit 
dieser Erfahrung können wir 
sowohl theoretisch wie praktisch 
unsere Arbeitsbereiche neu 

. strukturieren , d. h. neue notwen­
dige Projektgruppen bilden oder 
die Arbeit der bestehenden 
Gru ppen auf andere erforder­
liche Gebiete ergänzen. 

In dieser Praxis können sich die 
Schwierigkeiten, die durch ein 
unterschiedliches Ausbildungs­
niveau und Herausbildung von 
Gruppenautoritäten entstehen, 
durch den konkreten Anspruch 
der Arbeit lösen. 

diskutiert werden 
stand das Studium der Genossen in 
Studiengruppen zu organisieren, um 
den Zeitaufwand für die soziale Ab­
sicherung der Studenten (notwen­
dige Examen) so gering wie mög lich 
zu halten. Sie müssen, einem aktu­
ellen Bedürfnis nachkommend, eine 
theoretische Schulungsarbeit der 
Studenten organisieren, damit sich. 
bei den Studenten zumindest An­
sätze eines historischen Bewußtseins 
ihres Kampfes herausbilden können. 
Sie müssen die Studenten in Arbeits­
gruppen an konkreten Projekten 
innerhalb .einer Mobil isierungsstrate­
gie organisieren. Diese ·Arbeit wird 
erst möglich durch die zentrale 
Kommunikation zwischen den Basis­
gruppen; in denen auftretende 

Schwierigkeiten 
können. 
Erst so können die bislang nach 
jeder spektakulären Massenaktion 
auftretenden desorganisatorischen 
Tendenzen verhindert, die Frustra­
tionsschwelle bei den Studenten ge­
hoben und dem Rückzug ins private 
Studium oder in bornierte Basis­
gruppenarbeit begegnet werden. 
Erst durch eine solche Umsetzung 
aktueller Mobilisierung in die jewei­
ligen · Fächer kann die spontane 
Pol itisierung der letzten Tage stabi­
lisiert werden, die organisatorische 
Vermittlung des politischen Kqmpfes 
gegen den autoritären Staat und 
sein Ordnungsrecht mit der Se::Jbst­
organisation an der Basis vermittelt 
werden. · · 

1. Diese politische Arbeit außer­
halb der Hochschule soll die po­
litische und psychologische_ 
Praxis vereinigen, die dadurch 
eine Erfahrung für die revolutio­
näre Berufspraxis bedeutet. 
Du rch die entstehende Diskre­
panz zwischen praktisch-theore­
tischer Erfahrung und dem Lehr­
stoff wird das Bedürfnis nach 
entsprechender Vermittlung pro­
voziert und dadurch der Reg le­
mentierung an der Hochschule 
Widerstand entgegengesetzt. 
2. Durch die Unterstützung der 
Anfangssemester in ProJ;>femen, 
die. sich aus dem Studiengang 
ergeben, wird der politische Zu­
sammenhang durchsichtig ge­
macht. 
Eine Durchbrechung des starren 
Studienganges und der durch 
die Reg lementierung bestehen-
den Schein-Zwänge (z. B. Zulas­
sung zu Seminaren und Praktika 
für Anfangssemester nur durch 
Nachweis eines Statistikscheins) 
kann nur in Zusammenarbeit mit 
den Anfangssemestern geleistet 
werden. Die Politisierung der 
höheren Semester (insbesondere 
nach dem Vordiplom) stellte sich 
nach Erfahrungen des Winter­
halbjahres als weitgehendst un­
mögl ich heraus. Einerseits du rch 
die fachbedingte Anpassung, an­
dererseits durch die Angst vor 
Repressionen von seiten des 
Instituts. Dadurch bedingt sich 
auch eine Verkleinerung und 
Isolierung unserer Basis, wo­
durch eine zielgerichtete anstatt 
einer über alle Semester ausge­
weiteten Agitation als allein sinn­
voll . erscheint. Hierdurch wird 
nicht gesagt, daß diese Arbeit im 
Hinblick auf die älteren Semester 
nicht auch Wirkungen einschl ießt. 
Kampagnen gegen bestehende 
und noch auft retende Repressio-

• 

nen ergeben sich aus unserem 
aufgezeigten Vorgehen, die auch 
dazu beitragen, eine verbale So­
lidarisierung zu einer praktisv h- . 
verbindlichen werden zu ·1assen. 

Ffm., 17. 4. 1369 . 
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der Psychologiestudenten-
Der Streikbeschluß der Psycholo-

- giestudenten kam im Vergleich zu 
anderen ·Fächern verhältnismäßig· 
spät, am 19. 12. 1968. Die Ur-· 
sachen hierfür, ·und für den sehr· 
·p lötzlichen . und · totalen Zusam­
menbruch der Streikbewegung, 
sind in der Organisation des 
Psychologiestudiums und bei den 
ignoranten und autoritären Ver­
waltern der Anpassungswissen­
schaft Psychologie, die so etwas 
bei ihren Studenten nicht ge­
wöhnt waren, zu suchen. Ein Stu­
dienweg, der bis zum Vordipl. 
durch Schein-Zwang jeden Schritt 
reg lementiert, in dem ein verpaß­
ter Schein ein verlorenes Se­
mester bedeuten kann, und Pro­
fessoren, die unfähig sind, außer 

. bei privaten Kontakten, mit Stu-
denten zu sprechen, bei denen 
die kleinste Regelverletzung 
schon des guten Tones neuro­
tische Reaktionen hervorruft, 
Assistenten, die mit missionari­
schem Eifer Vernunft und Ord­
nung predigen, hatten bei den 
Studenten, die durch diese Mühle 
gedreht worden waren, deutliche 
Spuren hinterlassen. Es gab 
keine Fachschaft und keine Voll­
versammlungen, Forderungen 
nach Selbstbestimmung und Kri­
tik des so mühsam und frustrativ 
erworbenen Wissens, bereits die 
Diskussionen darüber wurden zur 
existentiellen Verunsicherung der 
kleinen grauen Professoren. Ge­
tragen wurde die Streikbeweg11ng 
hauptsächlich von den jüng~n 
Semestern im ersten bis dritten 
Semester, und nur hier gelangen 
im Ansatz Versuche, im Wider­
stand gegen den Schütte-Entwurf 
Formen der Seibstbestimmung 
und Selbstorganisation ' in Vor­
lesungen und Übungen zu prakti­
zieren. Die inhaltliche Diskussion 
der Kritik an der Wissenschaft 
Psychologie, ihrer gesellschaft­
lichen Funk tion, ihrer Methoder, 
Voraussetzung dafür, ein Ver-

ständnis der eigenen Praxis zu 
bekommen und Stellung be­
ziehen zu können, wurde erfolg-· 
reich begonnen, aber noch nicht 
in dem Umfang geleistet, wie es 
notwendig gewesen .wäre, beson- · 
ders für die Situation der jünge-

. ren Semester, die dem Gegen­
stand ihres Studiums, · einer Wis-

. senschaft, die sich und die Fol­
gen ihrer Praxis nicht zu reflek­
tieren vermag, weitgehend ver­
unsichert und be9!ifflos gegen­
überstehen. So wurden die For- _ 
derungeri, von der Basisgruppe 
formuliert, von den Studenten 
mehr guten Glaubens und Willens 
übernommen, als von Einsicht end 
Verständnis der Situation getra­
gen zu werden, und erst in der 
Praxis der aktiven Streikmaß­
nahmen gela'ng es, Verständnis 
zu gewinnen,· daß es um mehr 
äls eine Steigerung der Effizienz 
der Universität, die den an sie 
gestellten Forderungen nicht ge­
recht werden kann. D~mgegen­
über stand die Schwierigkeit .der 
Basisgruppe, die zwar auf Er­
fah rungen der Protestbewegung 
und anderer Basisgruppen auf­
bauen konnte, deren Mitglieder 
sich aber zum größten Teil auch 
erst in der Streikbewegung 
emanzipieren mußten, die -erst in 
der konkreten Erfahrung des 
Streiks die ·Erfahrungen nach-
vollziehen mußten. . 
Im vorhergehenden Semester 
war die Diskussion über di-3 
Praxis der Psychologie über die 
„wertfreie" Wissenschaft und die 
Form der Wissensvermittlung 
und Organisation von einigen 
Studenten geführt worden, eine 
Podiumsdiskussion mit ein igen 
Professoren und Assistenten 
hatte bewiesen, daß studentische 
Forderungen, selbst system­
immanente Kritik, auf unverbind­
lichen Applaus, Verständnislosig­
keit und Widerstand stießen. Die 
unverbind liche Diskussion wurde 

zum Ventil für Kritik und Ver­
suche· der Neuorganisation. 
Am Ende der Semesterferien 
konstituierte sich die Basisgruppe 
Psychologie mit der gleichen 
thematischen und · organisato- . 
rischen Z ielsetzung, in kritischer 
Reflektion des Inhaltes sowie 
des methodologischen Ansatzes 
des gebotenen Lehrstoffes ein 
neues Verständnis der Psycholo­
gie zu erarbeiten. Es wurden 
Vorlesungskritiken, Gegenvor­
lesungen und AK (z. B.: Sozial­
geschichte des Begabungsbe­
griffes) geplant und in Ansätzen 
auch· du rchgefüh rt. Vorstellu ngen, 
wie die neuen Erkenntnisse in 
verbind liche Praxis für alle Stu­
denten umgesetzt werden könn­
ten, waren, soweit vorhanden, 
unklar, es fehlte .an Vorstellun­
gen, wie es bewerkstEJ :iigt wer­
den könnte. 
Die Erfahrungen der AfE-Studen­
ten im Widerstand gegen ,fon 
Schütte-Brief und die Streik-. 
bewegung, Selbstorganisation 
und Selbstbestimmung iri AK, 
zeigten ein Modell, über die 
Phase stets folgenloser Diskus­
sionen und Proteste hinauszuge­
langen. 
Der erste Versuch am 9. 12., in 
ei ner Vorlesung von Sü llwold 
eine Diskussion zu beg innen, 
scheiterte an Süllwolds Weige­
.rung und der mangelnden Berei t­
schaft der Studenten (die es 
offensichtlich nicht wagten, sich 
zu ihrem Diskussionswillen zu 
bekennen, wenn Süllwold an­
wesend ist. Süllwold hat ja auch 
im Rahmen seiner Disziplinar­

·verfahren ein gutes Namens­
und Gesichtsgedächtnis bewie­
sen). Ein weitere r nachhaltiger 
Versuch in der nächsten Vor­
lesung gelingt, Süllwold zieht 
den Schwanz ein und verschwin­
det. Er kommt dann nur noch 
einmal zu einer Vorlesu11g, um 
mitzuteilen, daß er ab sofort 

keine Vorlesungen mehr halten 
werde. Während er sich au-f rler 
einen Seite we igert, mit Stö.--ern 
überhaupt noch zu sprechen, 
bastelt er eifrig an der Vorberei­
tung von Disziplinarverfahren 
und überläßt die Ausejnander­
setzung mit den Studenten seiner 
Assistentia, die auf kaum einer 
VV den Versuch versäumt, die 
Diskussion an sich zu reißen - , 
die beschwichtigende und be­
schwörende .Argumentation geht 
bruch los von Assistent zu Assi­
stent ..:. und den aktiven Streik 
als Linksfaschismus zu diffamie­
ren. 
In der Zeit vom 9. 12. bis . wm 
19. 12. wird die Diskussion in 
allen wichtigen Veranstaltungen 
(Praktikum 1, II; Statistik ; Ent­
wicklungspsychologie; Methoden­
kurs) geführt, in der VV am 
19. 12. wird ein Streikbeschluß 
gefaßt. Ca. 146 Studenten (von 
400 eingeschriebenen Studenten) 
beschließen-: 
Den gesamten Vorlesungsbetrieb 
du rch AK in studentische Selbst­
verwaltung zu ersetzen 
Stattfindende Vorlesungen aktiv 
zu bestreiken 
Der Streikbeschluß ist unbe­
fristet. 
Über die Semesterferien wird 
ein Paper an alle Studenten, 
Assistenten und Universitäts­
lehrer der psychologischen In­
stitute verschickt, in dem die 
Argumentation zusammengefaßt 
wird , die Forderungen der Stu­
denten formuliert werden und 
die g~planten AK organisiert 

werden. Am Ende der Semester­
ferien soll am 7. 1. 1969 ein Se­
minar von Süllwold umfunktio­
niert werden. Studenten der Ger­
manistik unterstützen den Ver­
such, Verbindlichkeit für 
die Vollversammlungsbeschlüsse 
durchzusetzen. Süllwold sch reibt 
Namen von Studenten auf, die 
ihm von Diskussionen tier be­
kannt sind, ehe er überhaupt den 
Hörsaal betri t t. Die Auseinander­
setzung wird sehr lebhaft, Dis­
kussionsversuche werden von 
Studenten des Seminars nie­
dergeschrien, Kommilitoninnen 
schreien, als ob sie gevögelt 
werden sollen. Ein Rückzug in 
die §ibliothek des Institutes 
bringt keine Besseru ng, die 
Szene setzt s ich dort fort, Rhien 
kommt und geht, es stinkt. 
An diesem Punkt bricht die 
Streikbewegung zusammen. Ohne 
ausreichende praktische Solida­
risierung der Studenten wird der 
Protest einzelner zum sinnlosen 
Opfer. Ein weiterer Punkt, der 
die Streikbewegung zusammen­
brechen läßt, ist, daß die Klau­
surtermine zeitlich so nahege- . 
rückt sind, daß besonders die­
jenigen, die am aktivsten mitge­
arbeitet haben, nun viel Stoff 
nachzuholen haben, ·um das Se­
mester nicht zu verlieren. 
Am 21 . 1. 1969 beschließt die VV, 
die Ordinarien Süllwold und 
Rausch aufzufordern , zu den For­
derungen, AK zu unterstützen, 
Stellung zu nehmen bzw. sie mit 
den Studenten in einer VV .::u 
diskutieren. Beide weigern, sich. 
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1. Die Entstehung der 
Basisgruppe Politologie 

Im WS 1968/69 hieß das Theina 
des Hauptseminars in der Politik­
wissenschaft „Anarchismus und 
moderne Gesellschaft". Gerade 
für diejenigen unter uns, die sich 
mit der Problematik schon vor­
her beschäftigt hatten, war es .er­
staunlich, daß ihnen von seilen 
der Assistenten ein Arbeitsplan 
einfach· vorgelegt wurde, der ent­
scheidende Punkte in der heuti­
gen Anarchismus-Diskussion ver­
nachlässigte. In der Frage, wo 
der Schwerpunkt des Seminars 
liegen sollte, kam es daraufhin 
zu Auseinandersetzungen inhalt­
licher Art. Es wurde bald deut­
lich, daß in den Arbeitsplan be­
reits ein Begriff von Anarchismus 
eingegangen war, der die prak­
tisch-aktuelle Dimension, z. B. 
im · Hinblick auf die Studenten­
beweguhg, vernachlässigte. Also 
hieß es, den Arbeitsplan, der 
doch so schön im Kämmerlein 
ausgearbeitet worden war, umzu­
stoßen. Von der anfangs wissen­
schaftsimmanenten Kritik gingen 
deshalb einige von uns zur Kri­
tik an der Organisation der Ver­
anstaltung über. Sie wurde da­
nach nicht mehr in der bisheri­
gen Form weitergeführt. Wenn 
auf diese Weise auch die „aka­
demische" Behandlung des 
Anarchismus zu kurz gekommen 
war, so war doch den meisten 
Studenten klargeworden, daß 
sie bestimmte Herrschaftsstruk­
turen am Institut zuvor unbefragt 
akzeptiert hatten. In Frage ge­
stellt wurden auf Grund des stu­
dentischen Protestes d ie A rt der 
Planung des Seminars, die Form 
des „Leistungsnachweises" (Ein­
zelreferate}, der organisatorische 
Ablauf der Sitzungen des Semi-. 
nars usw. 

Etwa 15 aktive Studenten, darunJ 
ter die der „Satzungs-Gruppe", 
konstituierten dann .Ende Novem­
ber die Basisgruppe Politologie. 
Die Politisierung der Politik­
Studenten blieb oberflächlich 
und relativ kurzfristig, we il die 
Vermittlung von spezifischer 
wissenschaftlicher und politischer 
Arbeit am Institut mit der allge­
meinen · politischen Praxis und 
Strategie der Studentenbewe­
gung in Ffm. nicht geleistet 
wurde. Dies Versäumnis rührt 
daher, daß die Strategie sich 
während des Streiks nur natur­
wüchsig entwickelte und nicht 
breit diskutiert wurde, am aller­
wenigsten in den Basisgruppen, 
wodurch diese (besonders bei 
den Politologen) isoliert arbei­
teten. Dah';lr gelang es auch 
nicht, den gesamtuniversitären 
Streik umzuwandeln in einen 
Kampf für die radikale Demo­
kratisierung der Organisation 
des eigenen Instituts. 

Statt dessen wurde im „aktiven 
Streik" bloße Wissenschafts­
kritik betrieben. Es entstanden 
zwei Arbeitsgruppen: 

a) Kritik an der Verwertung poli­
tikwissenschaftlicher Produkte 
in de'r Sozialkunde 

b) Kritik am Verhältnis von 
autoritären und technokra­
tischen Texten der Politi kwis­
senschaft zu liberalen und 
pluralistischen. 

Weder für die AG's noch für die 
Satzungsforderung gelang es, 
eine große Zahl von Politik­
studEi'nten zu mobilisieren, d. h. 
die Basfsgruppe blieb eine iso­
lierte Minderheit. 

II. Die Arbeit der Basisgruppe 
und ihre Mängel 

Die neugebildete Gruppe hatte 
kein einheitliches Konzept für 
ihre Arbeit. Wir konnten nicht 
,verh indern, daß die Basisgruppe 
Cl iquencharakter annahm und 
in den Vollversammlungen und 
Seminaren der Politologen den 
Kontakt zu den interessierten 
Studenten verlor. Das lag beson­
ders .an mangelnder „Öffent­
lichkeitsarbeit". Außerdem ver­
nachlässigte sie die eigene Dis­
lw ssion über die Notwendigkeit 
der pol itischen Arbeit inner- und 
;außerhalb des Instituts, die all-

/ ~ ,. 

Entstehung u„d . Arbeit 
möglich bei der Beschränkung 
auf etwa ·a Teilnehmer. Die 
Arbeit in den AG's darf sich nicht 
verstehen als Auffüllung , von 
Marktlücken im Angebot des 
Lehrprogramms ; sondern jede 
einzelne Arbeitsgruppe muß sich 
die Frage stellen nach der Moti­
vation der Themenstellung in 
bezug auf die politische Prax is. 
Die theoretische Arbeit dient 
nicht der Akkumulation von kri­
tischer Theorie, sondern sie muß 
sich agitatorisch verwerten las­
sen in organisierter Mobilisierung 
von Studenten · und Schülern 
gegen den autoritären Staat und 
seine Universität. 

der Basisgruppe Politologie 
mählich eine größere Geschlos­
senheit _ermöglicht hätte. Infolge 
mangelnder Kommunikation 
zwischen den Basisgruppen 
(Basisgruppenrat scheiterte) fiel 
die Zusammenarbeit mit den 
Gr1,1ppen anderer Disziplinen so 
gut wie völlig aus. Im übrigen 
war die Streikbewegung und ist 
die Studentenbewegung in Ffm. 
auch heute noch zu sehr auf die 
Soziologen fixiert. 

Trotz weitgehender personeller 
Identität der Basisgruppe und 
der Arbeitsgruppen wurde nie­
mals verbindlich der politische 
Stellenwert der AG's und der 
der Basisgruppe in ihrem Ver­
hältnis zu den AG's diskutiert. 
All diese Schwächen sind keine 
bloßen Fehler, sondern bedingt 
dadurch, daß unsere Arbeit auf 
wenig polit ische Erfahrungen ba­
sieren konnte, d. h. der poli­
tische Lernprozeß mußte gleich: 
sam von unten beginnen. Das 
hat auch seinen Grund darin, daß 
wir unsere isolierte Arbeit nicht 
richtig einschätzen konnten, weil 
dafür der Bezugsrahmen, die 
Strategie kooperierender Basis­
gruppen fehlte. Die Schwächen 
und auch die reformistischen 
Vorstellungen sind überwindbare 
Stufen dieses Lernprozesses. 

Diese Mängel wi rkten sich un­
günstig auf d ie Durchsetzung 
einer plebiszitär-demokratischen 
Satzung aus, das einzige Pro­
jekt, über welches die Mitglieder 
der Basisgruppe einen gewissen 
Konsensus erzielt hatten. Es war 
nicht möglich, wesentliche 
Punkte des studentischen 
Satzungsentwurfs den übrigen 
Studenten als in unserem Inter­
esse liegende klarzumachen, 
z. 8 .: daß die Vollversammlung 
vor allem in bezug auf die The­
men der Lehre entscheidendes, 
nicht nur beratendes Organ sein 
sollte, der Institutsrat dagegen 
nur ausführendes. Diese Forde­
rungen konnten von uns in den 
Vollversammlungen nicht als po­
litische begründet und durchge­
setzt werden. Der Grund dafür 
ist, daß wir das gewählte kom­
promißlerische Verhalten (auf 
Gru.nd unserer Minderheitssitua­
tion) nicht als solches begriffen. 
Spezifische Konflikte werden am 
politischen Institut verdeckt, wei l 
die meisten Studenten Politik 
als Nebenfach oder als Philoso­
phikumsfach studieren. Die Moti­
vation für das Studium ist also 
bezogen nicht auf das Fach als 
Wissenschaft noch auf allgemein 
politische Interessen, sondern 
erklärt sich aus Anforderungen 
der Kultusministerien an die 
Lehrerausbildung (Koppelung 
eines Hauptfachs mit Nebenfach: 
Politik). Die fachlichen Bedürf­
nisse werden in Ffm. scheinbar 
befriedigt von liberalen Profes­
soren mit „linken" Themen (wie 
Marxismus}, während über die 
eigentliche Funktion der Politik­
wissenschaft, Lehrer auszubil­
den, kaum ein Wort verloren 
wird. 

Hinzu kam, daß der Lehrkörper 
flexibel reagierte (er anerkannte 
rein studentische Arbeitsgruppen 
als gleichberechtigte Instituts­
veranstaltungen}. Die Basis­
gruppe war zu sehr auf das Ver­
halten des Lehrkörpers fixiert, 
d. h., sie reagierte riur auf dieses 
Verhalten, ohne selbst Initiativen 
zu entwickeln. Zudem wurde die 
liberale Position des Lehrkörpers 
(besonders Krockows} ~.aum 
problematisiert. Ein weiterer 
Fehler war, daß wir die plt'<biszi­
täre Satzung des Psycholo­
gischen Instituts Hannover, die 
basierte auf einer partiellen In­
teressenidentität zwischen dem 
linken Professor (Brückner) und 
den linken Studenten, mecha­
nisch auf unsere ganz andere 
Situation übertrugen. 
Hingegen wurde durch die an­
genommene Satzung erreicht: 

'-1 

a) die Gleichberechtigung stu­
dentischer AG's als Instituts­
veranstaltungen, 

b) der Zwang zur öffentlichen 
Diskussion und Legitimation 
aller das Institut betreffenden 
Maßnahmen. Dies gilt für alle 
Gruppen am Institut. 

Die Basisgruppe wird versuchen, 
mit dieser Satzung in Zusam­
menarbeit mit den studentischen 
Vertretern im Institutsrat Einfluß 
auf die Themenstellung des Se­
mesters zu gewinnen und be­
stehende Herrschaftsstrukturen 
aozubauen. Damit ist die Satzung 
für uns kein Selbstzweck, son­
dern taktisches Mittel zur Politi­
sierung der Studenten und De­
mokratisierung des Wissen­
schaftsbetriebes. Deshalb ist die 
Arbeit außerhalb des Instituts­
rates, etwa in Vollversammlun­
gen, mindestens so wichtig wie 
die im Institutsrat, die dauernd 
politisch kontrolliert werden muß, 
damit sie sich nicht verselbstän­
digt. 

Da die Satzung verabschiedet ist 
und sich die Basisgruppe relativ 
konsolidiert hat, werden wir es 
uns n~cht mehr leisten können 
(soll unsere Arbeit nicht stagnie­
ren), die reformistische Politik 
durchgängig fortzusetzen. ,Viel­
mehr werden wir versuchen, 
durch offensives Vorgehen und 
praktische Konfrontation der 
Basisgruppe gegenüber unpoli­
tischen Studenten und gegen­
über dem Lehrkörper konkrete 
Konflikte aufzudecken (Erweite­
rung der Rechte des Instituts­
rates und der Vollversammlung; 
Einschränkung professoraler 
Macht; freie Verfügung der Stu­
denten über Produktionsmittel 
des Institutes; Verhalten des 
Lehrkörpers zum Prozeß Carlo; 
Berufung des Krockow-Nach­
folgers). Ein solches Vorgehen 
darf nicht zur dauernden Isolie­
rung der Basisgruppe bzw. zu 
ihrer Aufreibung führen, muß 
allerdings eine momentane Iso­
lierung in Kauf nehmen. Da die 
Politologen schwer zu politisie- 1 
ren sind, müßten wir auch ver- · 
suchen, andere Basisgruppen­
mitglieder für unsere Ziele zu 
mobilisieren. Auch von daher er­
gibt sich die Notwendigkeit der 
Kooperation mit anderen Basis­
gruppen. 

Für dieses Semester stellen sich 
uns .folgende Aufgaben: 
1. Veränderung der Satzung im 
Hinblick darauf, daß für alle Mit­
glieder des Institutsrates das im­
perative Mandat verbindlich gi lt. 
Außerdem ist zu erreichen, daß 
der Institutsrat verbindlich über 
das zu koordinierende Lehrpro­
gramm bzw. seine Schwerpunkte 
und Themen-Komplexe entschei­
det. langfristiges Ziel dieser Ver­
änderungen wäre die Entwick­
lung der Vollversammlung zum 
höchsten diskutierenden und ent­
scheidenden Organ in allen In­
stitutsfragen. Ein erster Schritt 
dazu ist, daß lns'titutsrats­
Sitzungen vor möglichst großer 
d iskutierender Öffentlichkeit 
stattfinden. 

2. Da die studentischen- AG's 
gleich berechtigte Institutsveran­
staltungen sind, müssen wi r er­
reichen, daß aile Studenten frei 
über die Produktionsmittel ver­
fügen, d. h. die Institutsräume 
jederzeit (auch abends) be­
'nutzen. Daher beansprucht die 
Basisgruppe einen Schlüssel für 
diese Räume. 
3. Das Aufbrechen des Cl iquen­
charakters unserer Arbeit ist nur 
möglich, wenn wir die konkreten 
Adressaten unserer Politik im 
nächsten Semester genau an­
geben. 

Erstens gilt unsere Arbeit der 
Erweiterung des kritischen Be­
wußtseins und der Verstärkung 
des praktischen Engagements 
der Basisgruppe als . kämpfe-

rischen Widerstandskerns, nicht 
nur im Bereich des Politik­
Instituts gegen die technokra­
tische Hochschulreform, sondern 
auch gegen die zunehmende 
Faschisierung des autoritären 
Staates. 

zweitens gilt unsere Arbeit der 
Politisierung von Studenten, die 
bereits in studentischen AG's 
wissenschaftliche Kritik leisten 
und die zur Mitarbeit in der 
Basisgruppe gebracht werden 
müssen. Das setzt voraus, daß 
sie ihre wissenschaftliche Tätig­
keit als politisch-praktische ver­
stehen. Es muß eine ständige 
Kommunikation von Basisgruppe 
und AG's stattfinden, auf regel­
mäßigen Plenumssitzungen von 
allen AG's mit der Basisgruppe. 
Drittens sind unsere Adressaten 
diejenigen, die durch den Sozial­
kundeunterricht sozialisiert wur­
den, Schüler und Lehrlinge. Die 
Basisgruppe in Zusammenarbeit 
mit der Sozialkundegruppe .hat 
die Aufgabe, Kooperations­
formen, die -Politologen, Schüler 
und Lehrlinge umfassen, zu ent~ 
wickeln, die zugleich unter dern 
Anspruch der Revolutionierung 
der Berufsarbeit Widerstands­
gruppen an allen Arten von 
Schulen darstellen. Diese prak­
tische Kritik an der Sozialkunde 
unter organisatorischer Perspek­
tive · ist zentral für unsere Arbeit. 
Diese Kritik· hat zu zeigen, wie 
wenig die Poli tikwissenschaft 
dem Bedürfnis der Studenten 
nach kritischer Berufsorientie­
rung nachkommt, insofern sie 
versäumt, sich als Lehrer ausbil­
dendes Fach, zu begreifen, d. h., 
insofern sie ihre wissenschaft­
'lichen Standards ablöst von der 
Frage, wie ihre Produkte im 
Schulunterricht verwertet werden. 
Die Kritik hat weite.min zu zei­
gen, wie wenig die Politikwissen­
schaft an der AfE dem Bedürfnis 
der Studenten nach theore­
tischer, nicht bloß handwerklicher 
Ausbildung genügt. Die Konse­
quenz aus dieser theoretischen 
Arbeit ist ihre Verm_ittlung mit 
Organisationen (wie sozia li­
stischen Schüler- und Lehrer­
gruppen), die Widerstand von 
Schülern gegen ihre konforme 
Sozialisation durch Sozialkunde 
und die Kontinuität politischer 
Arbeit von Studenten in ihren 
späteren Lehrerberufen ermög­
lichen. 

Viertens ist die Stabilisierung der 
studentischen AG's noch zu 
leisten. Sie müssen sich ihre 
wissenschaftlichen Standards 
selbst erarbeiten, was die Dis­
kussion über die politische Funk­
tion des Seminars, über die 
Motivation der Arbeit und über 
Kommunikationsprobleme ein­
schließt. Die Überwindung der 
Konsumentenhaltung ist nur 

An fachbezogenen, studentischen 
AG's finden statt: 
a} Ideologiekritik von ausgewähl­
ten Texten einer autoritären und 
technokratischen Politikwissen­
schaft und von ausgewählten 
Texten einer liberalen und plura­
listischen Konzeption im Verhält­
nis zu diesen. Die politische 
Funktion dieser AG ist die Her- . 
anbildung einer kritischen Hal­
tung gegenüber den Frankfurter 
Politikwissenschaftlern und 
gegenüber den mehr praktisch 
relevanten Tendenzen der heuti­
gen Politikwissenschaft (Hennis, 
Eschenburg, USA). 
b) Fortsetzung und Erweiterung 
der Parlamentarismuskritik durch 
eine Behandlung und Kritik des 
.. Strukturwandels der Öffentlich­
keit " von Habermas. 
c) Eine studentische Projekt­
gruppe in Kooperation mit der 
AfE, die den akademischen 
Rahmen sprengen will: Sie kriti­
siert die herrschende Ausbildung 
der Sozialkundelehrer und die 
praktischen Folgen der Polito­
logie im Sozialkundeunterricht 
als Sozialisationsagentur. Sie 
strebt die Zusammenarbeit mit 
Schülern und Lehrern an. Deren 
Funktion ist die Bildung von 
Widerstandsgruppen in den 
Schulen. Weiterhin sollen in 
dieser AG Modelle erarbeitet 
werden, wie Studenten im späte­
ren Beruf politisch aktiv bleiben 
können. 
d) Zum Verhältnis von 'Theorie 
und Praxis in der Politologie. Die 
Bedeutung politischer Praxis als 
Grundlage politischer Wissen­
schaft. Konkretisierung der Pro­
blematik am Beispiel der Frank­
furter Verhältnisse (Motivation 
zum Politik-Studium, oolitische 
Aktivität der Frankfurter Politolo­
gen, Leistungsbewertung, Prü­
fungssystem von politikwissen­
schaftlichen Arbeiten) . 
Wir können keine Strategie für 
unser Institut · entwerfen, ohne 
uns um die Tendenzen der ge­
samten Studentenbewegung in 
Frankfurt zu kümmern. Diese 
scheint sich in einem Zustand 
des Verfalls zu befinden. Eine 
Strategie für dieses Semester 
existiert kaum, jedenf~lls wird 
sie nicht breit diskutiert. Die 
Gründe dafür liegen für uns in 
der mangelnden Vermittlung von 
wissenschaftlicher Arbeit (in 
Fortsetzung auf Seite 5 

Stadtteilbasisgruppe Bockenheim 

trifft sich jeden Donnerstag, 20 Uhr, im SHB-Heim, 
Apelsgasse/Friesengasse. 

In der nächsten Info wird die Basisgruppe über ihre 
bisherige Arbeit berichten. 

Zeitungen im Studentenhau~ 

Ab Mitte Mai werden neben der FAZ auch andere 
Zeitungen im Abholabonnement erhältl ich sein. 

Im Zeitschrittenkiosk im Studentenhaus 

Weiterhin werden einige wichtige Zeitungen und 
Zeitschriften, studentische Papers, ·Skripten etc. an­
geboten. 
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AG's) mit politischer Arbeit (in 
der Basisgruppe) der einzelnen 
Institute, in der Isolierung der 
Basisgruppen untereinander und 
in der Trennung der institutsbe­

.zogenen Basisarbeit von den 
Gruppen (meist im SDS), die 
.Strategie- mehr naturwüchsig und 
reaktiv aufstellen. Für die Reak­
tivierung der Studentenbewe­
gung in Frankfurt ist es erfor­
derlich, daß alle Cliquen (im 
SDS, Diskus, Basisgruppen, 
AG's), die · Kritik und Diskussion 
über Strategie verhindern, auf­
gebrochen werden. Der AStA-

/"' 

~ - __,, 
~ .. 

\ ...J' 

Info wie auch der Diskus müssen / 
von kooperierenden Basisgrup­
pen als Instrumente der Erzeu­
gung eines Diskussionsdruckes 
verwandt werden, die die · oben 
beschriebenen Trennungen über­
winden, wozu SDS-MV's, Mas­
senteachins und der Basisgrup­
penrat nicht fähig sind. Ein Bei-

1.-· lnstitli,f sratssitzung 
der· Polifologen 

spiel für eine auf Kommunikation Auf der ersten Institutsratssitzung 
beruhende Aktion der Basis- des Politischen Instituts, bei der 
arbeit (der Politologen) mit ande- außer· sechs Ratsmitgliedern et-
ren Gruppen (Justizkamp~gne) wa 20 Studenten erschienen, · 
wird der gemeinsame Kampf legte <ye Basisgruppe eine Reso-
gegen das drohende Ordn~ngs- lution vor, die der Rat diskutie-
recht an der Hochschule ~e~~gie I r~n und verabs~ieden sollte und 

Basisgruppe Poht:::.. die den sofortigen Abzug der 

" 

f · ·Satzung des Instituts für Politikwissenschaft 
·der J. W. Goethe-Universität Frankfurt am Main 

Polizei vom Unigelände, die Wei­
gerung der Politologen, unter Po­
lizei„schutz" Veranstaltungen 
durchzuführen U!)d die Diskus­
sion in allen Politikveranstaltun­
gen über das künftige Ordnungs­
recht, seine aktuelle .Praktizie­
rung und über mögliche Wider­
standsformen forderte. Mit der 
Formulierung dieser Resolution 
hat die Basisgruppe, durch die 
Aktionen der letzten Tage be­
dingt, eine Stufe ihrer Arbeit er­
reicht (zumindest für einen Mo­
ment), die verbindlich bleiben 
sollte: sie machte ein die ge­
samte Universität betreffendes 
Problem (Ordnungsrecht) zum 
konkreten Thema ihrer eigenen 
politischen Praxis, sie versuchte, 
die politische Strategie der Stu­
dentenrevolte (Widerstand gegen 
das Ordnungsrecht) mit ihrer 
bislang iso lierten, gegenüber all­
gemeinen Strategien abstrakten 
Arbeit zu vermitteln. 

zog sich bürokratisch auf seine 
Lehrverpflichtung zurück, als ob 
nichts geschehen sei, verweiger­
te eine politische Stellungnahme 
wegen seiner durch Abwesenheit 
bedingten mangelnden lqtorma­
tion, beklagte · den Zeitverlust, 
der entstünde, wenn, statt über 
das amerikanische Regierungs­
system gelesen, über das Ord­
nungsrecht diskutiert würde, hielt 
die Buttersäure für politisch ille­
git im und vermißte im . übrigen 
den Humor der linken Studen­
ten. (Bei der Institutsratssitzung 
dürften er und alle Anwesenden, 
was den Humor betrifft, auf ihre 
Kosten gekommen sein.) 

-

§ 1 
Mit der nachfolgenden Satzung 
ordnet das Institut für Politik­
wissenschaft - bisher Institut für 
Politische Wissenschaft und Se­
minar für die Wissenschaft der 
Politik - seine An~elegenheiten. 

Die Satzung versteht sich als 
Übergangsmodell : 

- bis zur Bildung eines sozial­
wissenschaftlichen Fachbe­
reichs 

- bis zur institutionalisierten 
Zusammenlegung mit dem 
Seminar für Politische Bil­
dung an der AfE. 

Die rechtliche Verankerung der in 
der nachfolgenden Satzung fest­
gelegten Organe und Grundsätze 
im Rahmen einer Universitäts­
satzung wie diese übergreifen­
der Rechtsverhältnisse ist anzu­
streben. 

§2 
Stimmberechtigte Mitglieder des 
Instituts sind: 
a) die. ordentlichen Studierenden 
(Studenten mit dem Haupt- oder 
Nebenfach Politologie); 
die außerordentlichen Studieren­
den (alle sonstigen Teilnehmer 
an Instituts- und Interdisziplinä­
ren Veranstaltungen) sowie Dok­
toranden und Habilitanden. Je­
des Mitglied dieser Gruppen er­
hält eine Seminarkarte. 
b) die Institutsangestellten; 
c) die Lehrbeauftragten, Wissen­
schaftlichen Assistenten und 
Wissenschaftlichen Hilfskräfte; 
d) die Inhaber der Lehrstühle fü r 
Politikwissenschaft. 

§ 3 . 
Die Institutsvollversammlung ist 
die Versammlung aller Mitglieder 
des Instituts. Sie tritt während 
des Semesters mindestens zwei­
mal zusammen. Ihre Einberufung 
erfolgt 14 Tage vorher durch den 
Institutsrat. Die Termine der Voll­
versammlung sind in den Lehr­
veranstaltungen und durch Aus­
hang in den Institutsräumen an­
zukündigen. 

§4 
Eine außerordentliche Vollver­
sammlung tritt zusammen auf 
Antrag: 
a) der Mehrheit der Mitglieder 
des Institutsrates 
b) von mindestens 50 Studieren­
den, 
c) von mindestens 30% der Lehr­
beauftragten, der Wissenschaft­
lichen Assistenten und Wissen­
schaftlichen Hilfskräfte 
d) eines lnstitu~sdirektors 
Für die Einberufung gilt eine 
Frist von drei Vorlesungstagen. 
Sie ist in den Lehrveranstaltun­
gen und durch Aushang, der die 
Tagesordnung enthält, in den In­
stitutsräumen anzukündigen. 

§ 5 
Die Institutsvollversammlung dis­
kutiert die Institutsveranstaltun­
gen gemäß § 12. Sie erörtert fer­
ner wesentliche Probleme des In­
stituts und der Universität und 
faßt hierzu Entschließungen. Da­
bei beschließt sie mit der ein­
fachen Mehrheit der Anwes'en­
den. BeschJüsse der lnstitutsver-

sammlung sind für d ie studenti­
schen Mitglieder im Institutsrat 
bindend. Die Vollversammlung 
führt ein Beschlußprotokoll, das 
allen Institutsmitg liedern zugäng­
lich sein muß. 

§6 
Der Institutsrat besteht aus : 
a) vier Vertretern der Studieren­
den gemäß 2a, . 
b) zwei Vertretern der Lehrbeauf­
tragten, der Wissenschaft!ichen 
Assistenten und der Wissen­
schaftlichen Hilfskräfte, 
c) den beiden Institutsdirektoren. 

§7 
a) Die studentischen Vertreter für 
den Institutsrat werden von der 
Institutsvollversammlung Ende 
des Semesters in einem Wahl­
gang, in dem jeder Studierende 
riach § 2a zwei nicht kumulier­
bare Stimmen hat, gewählt. 
Gewählt sind die vier Studenten 
mit der höchsten Stimmenzähl. 
b) Die Kandidaten der unter 6b 
genannten Gruppe werden von 
ihrer Gruppe auf ein Semester 
ge~ählt. 

§ 8 
Der Institutsrat verhandelt. und 
beschließt über: 

a) Personalanträge beim Kurato­
rium ; 

b) Vorschläge für Berufungslisten 
im Fakultätsrat ; 

c) Bestimmungen für Studien­
gang und Prüfungen der Fach­
richtungen, soweit Institutskompe­
tenz; 

. d) Beschaffungen von Büchern 
und Sachmitteln gemäß Etatbe­
stimmungen aus den entspre­
chencjen Institutsetats. 

Der Institutsrat ist verpflichtet, 
vor der lnstitutsvo!lversammlung 
einen Semesterbericht abzuge­
ben. 

§9 
Kann ein Institutsdirektor Rats­
beschlüssen nicht zustimmen, so 
muß er seine Erklärung, seinen 
Antrag oder Vorschlag zusam-

, men mit dem Ratsbeschluß vor­
legen und öffentlich begründen. 

§ 10 
Der Institutsrat tagt mindestens 
einmal im Monat, in der vorle­
sungsfreien Zeit nach Vereinba­
rung. 

Sondersitzungen müssen einbe­
rufen werden, wenn mindestens 
vier Ratsmitg lieder d ies verlan­
gen. Die Sitzungen des Rats sind 
öffentlich; die Termine müssen 
drei Tage vorher durch Aushang 
im Institut bekanntgemacht wer­
den. Der Institutsrat führt ein 
Protokoll, das allen Institutsmit­
gl iedern zugänglich sein muß. 

§ 11 

§ 12 
Gleichberechtigte Institutsveran­
staltungen sind Veranstaltungen 
a) mit Themenstellung durch die 
Studierenden; 
b) mit Themenstellung durch die 
Lehrbeauftragten, die Wissen­
schaftlichen Assistenten oder 
Wissenschaftliche Hilfskräfte; 

c) mit Jhemenstellung durch die 
Lehrstuhlinhaber. 

An allen drei Veranstaltungen 
können alle Mitglieder des Insti­
tuts mit dem Z iel ständiger wech­
selseitiger, sachlicher wie metho­
discher Reflexion teilnehmen. 

Vorschläge für die Institutsveran­
staltungen können alle Mitglie­
der des Instituts im Institutsrat 
einbringen. Der Institutsrat koor­
diniert diese Vorschläge und legt 
sie der Institutsvollversammlung 
vor. Die Institutsvollversammlung 
diskutiert das vorgelegte Pro­
gramm. Die finanzielle Sicher­
stellung aller drei Veranstaltun­
gen erfolgt hinsichtlich Literatur 
und Sachmitteln. Im Hinblick auf 
die unter a) genannten Veran­
staltungen verpflichten sich die 
Institutsdirektoren, in :Zusammen­
arbeit mit dem lnstitutionsrat, 
durch ständige Init iativen auf die 
Einrichtung bezahlter Tutoren­
stellen hinzuwirken. Diese Stel­
len sind nach ihrer Schaffung mit 
Studierenden der Politologie zu 
besetzen. Hinsichtlich der Beset­
zung dieser Stellen gilt § Ba. 

§ 13 

Die Verabschiedung dieser Insti­
tutssatzung erfolgt in Vollver­
sammlungen der unter §2a und c 
genannten Gruppen. Für die Ver­
abschiedung ist jeweils die Mehr­
heit von zwei Dritteln der anwe­
senden Mitglieder dieser Grup­
pen sowie die Zustimmung bei­
der Institutsdirektoren erforder­
lich. Satzungsänderungen sind 
nach entsprechendem Modus f 
möglich. 
Februar 1969 .. 

Die Reaktion des Lehrkörpers 
auf die Forderungen der Resolu­
tion war, wie zu erwarten, ab­
lehnend und bestätigte die man­
gelnde Reflexion der Frankfurter 
Politologie gegenüber dem ak­
tuellen politischen Kontext ihrer 
Wissenschaft. 

Prof. Fetscher*, der seinerzeit 
dem SDS für eine Anti-Springer­
Veranstaltung an der Universität 
Räume und Geld verweigerte, 

*,,Es ist schwer, in dieser freien 
Gesellschaft Autorität zu errin­
gen, aber wem es gelingt, dessen 
Wort hat dann auch zu Recht Ge­
wicht" (Fetscher, Was haben wir 
der Sowjetideologie entgegenzu­
setzen?) 

Assistenten ergingen sich in 
Formalien, bestritten dem Insti­
tutsrat die Funktion, eine politi­
sche Resolution zu verabschie­
den, und versuchten zumindest 
verbal, die diskutierende Öffent­
l ichkeit der Sitzung einzuschrän­
ken. (Sie sei doch keine Vollver­
sammlung, Nicht-Ratsmitglieder 
sollten doch nur zeitweise reden 
dürfen!) 

Auf die Forderung der Basis­
gruppe nach freier Verfügung 
über die Produktionsmittel der 
beiden Institute und freier Be­
nutzung ihrer Räume (also eige­
nen Schlüssel für .jedes Institut) 
reagierte der Lehrkörper mit vor­
läufigem Kompromißversch lag: 
Die Basisgruppe soll einen 
Schlüssel für ein Institut und dar­
in einen Raum bekommen. Die­
ser allerdings wird von den Pro­
duktionsmitteln (Büchern) ge­
räumt mit der Begründung, viele 
Studenten besäßen nicht das für 
die Benützung des Instituts nö-
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LUISE POLLINGER 
Pa p i e r - B ü r ob e d a r f - D r u' c k s ach e n 

Schreibmaschinen und Schreibmaschinen in Miete 

Mietkauf -

KOLLEG-BEDARF 

Füllhalter - Feinpapiere - Geschenke - Büro-, Zeicben- und 

Schulartikel 

• FRANKFURT A. M., BOCKENHEIMER LANDSTR. 131 u. 133 

Selbstbedienung Bockenheimer Landstraße 133 

Fernruf 77 55 89 - 77 63 77 

Frankfurter Rundschau die große liberale tageszeitung, die zeitung, die 
von studentischen lesern bevorzugt wird. warum? 

aktuelle information: 
eigene korrespondenten und berichterstatter an den wichtigsten punkten des in- und auslands, tägl ich das 
weltgeschehen aus erster hand. 

gründliche a.\ialyse: 
leitartikel , glossen und kommentare von journalisten, deren namen über deutsch land hinaus klang haben. die 
,.dritte seile" - als gütezeichen für sauberen, engagierten j ournalismus ein begriff. 

mut zur offenheit: 
unabhängig von parteien und Interessengruppen, eine zeitung mit eigener meinung und dem mut, auch heiße 
eisen anzufassen. ein blatt, das kein blatt vor den mund nimmt. 
eine zeitung mit mut - eine zeltung für Sie! bilden Sie sich selbst ein urteil. lesen Sie die FRANKFURTER 
RUNDSCHAU eine woche lang kostenlos und unverbindlich. gutschein umseitig. 

Frankfuder Rundschau 
vertriebsabteilung .:.. 6 frankfurt am main 1 - postfach 3685 - telefon 2 19 95 13 

Der Institutsrat faßt seine Be­
schlüsse mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder. Jedes Mitglied des 
Institutsrats hat nur eine Stimme. 
Die Delegation dieser Stimme 
auf ein anderes Mitglied des In­
stitutsrats ist obligatorisch im 
Falle der Abwesenheit. Jedoch • 
darf auf keines der Mitglieder 1i 
mehr als eine Stimme übertragen 

vorzugspreis für studierende 
monatlich DM 8,15 als abholabonnement 

monatlich DM 3,40 bei postzustellung 
monatlich DM 3,80 durch träger 

in frankfurt am main erhalten studierende die FRANKFURTER RUNDSCHAU durch träger, per 
post oder bei folgenden autorisierten abholstellen: merkur-zeitschriftenkiosk an der bockenhei­
mer warte; zeitschriften karl mosterts, robert-mayer-straße 17; vertriebsschalter im rund­
schauhaus am eschenheimer turm. 
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"-
00 
" 

~ ... , 
,.::; 'J 

' - .:. ... 
_____,. - - -- ...: - - ··- - -



j 

t-

1 
1 

_., 

L " -· -- -..- --.:-: · --, --
;. 

) 

·' 

TERMINE 

d 

(Pc,litisierung · 
in der_ Medizinischen .Fakultiit? 8. Mai 1969, 16 Uhr, Dekanat der med. Fakultät 

Öffentliche Fakultätssitzung ! 

16. bis 18. 5. 1969 in Main2' 
Kongreß aller medizinischer Arbeiter aus der BRD und Berlin 
Strategiediskussion der Basisgruppen 
Kontaktad1"esse: Initiativgruppe Kritische Medizin (ll<M) 
65 Mainz, Adam-Karillon-Straße 58, Hofgebäude 
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tige Verantwortungsgefühl (eine 
Abzugsmaschine ' war beschädigt 
worden), deshalb müßten sie wie 
Kinder erst zu diesem allmählich 
erzogen werden. Viele Studenten 
- so geiferte lautstark ein Assi­
stent - würden Bücher klauen, 
man habe das schon oft erlebt, 
würden Krach und Dreck ma­
chen, überhaupt sei die Fo.rde­
rung nach freier Verfügung nur 
willkommener Anlaß, um Kon­
flikte zwischen Studenten und 
Lehrkörper zu schüren, die Ak­
teure dieser Konfliktstrategie 
seien infantil und von Wahnideen 
besessen. Eingeschüchte_rt durch 
diesen rhetorischen Terror, der 
Ausfluß einer Taktik ist, die Ba­
sisgruppe gegenüber den Politik­

.studenten zu isolieren und der 
herrschaftsfreie Diskussion zer­
störte (die gesamte Reaktion von 
Rüegg bis zur CDU wandte die 
lsolierungstaktik besonders nach 
den Taheri-Aktionen an), ließen 
sich die Studenten wieder zum 
,.sachlichen" Gespräch bewegen, 
u. a. über die Farben der Insti­
tutskarten für Studenten. 

Fazit: Man darf hoffen, daß die 
Basisgruppe nun sich von ihrer 
Fixierung auf den ·Lehrk~rper 

Der Mediziner 
kauft seine Bücher und 

Zeitschriften bei 

Johannes Alt 
seit 1868 

Buchhandlung und 
Antiquariat für Medizin 

6 Frankfurt S 10 
Gartenstraße 134 

Nähe Universitätskliniken 
Tel. (Ffm. 0611) 

61 29 93 und 61 37 74 
• Reichhaltiges Lager 

aller Lehrbücher und 
Kompendien 

• Günstige Antiquariats­
Angebote 

• Medizinische Wochen­
sch riften im Studenten­

abonnement 

löst und aus der Institutsratssit­
zung lernt, daß sie ihre wesent­
lichen pol itischen Forderungen 
nicht über Verhandlungen mit 
dem Lehrkörper durchsetzen 
kann. Eine Diskussion darüber, 
welchen politischen Sinn solche 
Sitzungen überhaupt noch haben, 
wird die Basisgruppe zu führen 
haben. 

Neben dem Aushandeln von re­
lativ . unwichtigen, mehr techni­
schen Problemen (wie Instituts­
karten, Bibliotheksordnung etc.) 
können Diskussionen im Rat nur 
die Funktion haben, über die 
Formulierung studentischer For­
derungen die latenten Interessen­
konflikte zwischen politisierten 
Studenten und dem Lehrkörper 
offenbar zu machen, die wieder­
um der Vollversammlun9- vermit­
telt werden müssen, damit die 
Studenten erfahren, daß ihr 
Kamp( gegen den autoritären 
Staat und sein Ordnungsrecht 
die Beseitigung der Machtposi­
tionen des Lehrkörpers bedeutet 
und nicht den langfristigen Kom­
promiß mit ihm. 

Falls ein einzelner Kompromiß­
beschluß des Institutsrats dieser 
Mobilisierungsstrategie (außer­
halb des Rats) nützt, muß er vor 
seiner endgültigen Entscheidung 
im Rat in der Vol lversammlung 
diskutiert und dort auch als vor­
läufiger Kompromiß dargest~llt 
werden. Denn das Ziel der Arbeit 
der Basisgruppe im Rat, der 
se lbst einen zu überwindenden 
Kompromiß darstellt, .ist nicht, die 
Professoren zu überzeugen: sie 
müssen dazu gebracht werden, 
ihre politischen Positionen zu 
verdeutlichen; das Z i e I i s t 
di e politische Mobili ­
s i e r u n g u n d- 0 r g a n i s i e -
r u n g d e r S t u d e n t e n. Stu­
dentische Machtpos·itionen sind 
im Institutsrat nicht zu gewinnen. 
Unsere Arbeit in ihm kann aber 
die Bedingungen für ihre Mög­
lichkeit au ß er h a I b schaffen, 
indem sie Argumente (über ob­
jekiive Konflikte) für die Agita­
tion in den Politikveranstaltun­
gen und in der .Vollversammlung 
bereitstellt, die Studenten zur Or­
ganisierung in der Basisgruppe 
mobilisieren. 

Zwei Ereignisse beherrschten zu 
Beginn des Semesters die politi­
sche Szenerie in der Med. Fak.: 

270 Studenten der Vorklinik 
verweigerten d ie ·Aufnahmeprü­
fung· in den Biochemiekurs, 
Prof. Geißendörfer, der im WS · 
nur unter Streikandrohung auf 
die Anwesenheitskontrolle in · 
seiner Vorlesung verzichtete, 
führte d iese Disziplinierungs­
maßnahme· jetzt wieder ein. 

Am Donnerstag, dem 1~. April, 
sollte e ine Aufnahmeprüfung in 
den Biochemiekurs stattfinden. 
150 Arbeitsplätze - so meinten 
die Professoren - ständen zur 
Verfügung, 270 Studenten hatten 
sich beworben. Statt sich dem 
Prüfungszwang zu unterwerfen, 
forderten die Studenten e ine Dis­
kussion über die Möglich keit, die 
Kapaz ität des Instituts zu erwei­
tern. Sie waren sich darüber klar, 
daß es nur eine Alternative g ibt:_ 
alle Studenten nehmen ohne 
Prüfung an dem Kurs te il oder 
diskutieren, wie sie gegen die 
Professoren ihr berechtigtes In­
teresse an einer vernünft igen 
und ordnungsgemäßen Ausbil­
dung durchsetzen können. A lle -
anwesenden Studenten lehnten 
das „Hinausprüfen" einer Min­
derheit ab. Die Erfahrungen, die 
die Medizinstudenten im WS in 
der Auseinandersetzung mit den 
l?roJessoren gewonnen hatten, 
ermutigten sie jetzt, zum ersten 
Male eine Prüfung zu verweigern. 
Die Bedeutung dieses Schrittes 
erhellt erst, wenn man bedenkt, 
daß der Rektor systematisch ver­
sucht, d ie Selbstorganisation der 
Studenten zu zerschlagen. Die 
Fachschaft wurde in den Seme­
sterferien vom Rektor aufgelöst. 
Der kollekt ive Widerstand zwang 
die Professoren Zl(m Rückzug. 
Versuche, die Studenten doch 
noch zur Prüfung-zu überreden, 
wu'rden nur mit Geläct\ter be­
antwortet. Gefährlicher · waren 
Versuche, die 'Einmütigkeit der 
Studenten zu zerstören. Ein Fach­
schaftsvertreter versuchte, eine 
Polarisierung zwischen ordent­
lichen Studenten und Bummelan­
ten herbeizuführen und auf diese 
Weise die Zahl der Kurstei lneh­
mer und den Arbeitsaufwand der 
Professoren niedrig zu halten. 
Hier ze igte sich das falsche Be­
wußtsein vieler Medizinstuden­
ten, ihnen ging es bei der Prü­
fungsverweigerung nicht darum, 
die Institution der Prüfung anzu­
greifen, sie in ihrem Doppel­
charakter a ls lnitiationsritus und 

Ein Besuch bei mir lohnt 
sich immer! Arbeitsgruppe Kritik der Sozial-\ 

kunde r 
Disziplinierungsmaßnahme zu 
entlarven. Statt d ie Repression 
e ines verschulten Studiums par­
tie ll aufzuheben, verlangten sie 

a-info GUTSCHEIN UF 
für eine kostenlose 

probeliefE:rung 

nach einer reibungs- und lücken­
loseren Organisation. Gegen die 
Professoren waren wir erfolg­
reich (es kann jetzt jeder ohne 
Prüfung am Kurs teilnehmen), 
gegen das reaktionäre Bewußt­
sein der Studenten müssen · wif 
wohl noch lange kämpfen. Die 
Diskussion am 7. Mai ist Teil un­
sere.r Aufklärungskampagne über 
d ie Hintergründe von Prüfungen 
und technokratischer Hochschul­
reform. 

Die Empörung der Studenten 
über die Halsstarrigkeit von Prof. 
Geißendörfer führte zu der Ein­
berufung einer „Kommission für 
studentische Angelegenheiten" , 
zu der neben mehreren Profes­
soren auch zwei den Professoren 
genehme Studenten geladen wor-

- den waren. Auf der Tagesord­
nung standen: Anwesenheitskon­
t rolle, Aufnahme- lmd Abschluß­
klausuren, Zu lassungsfragen (der 
Numerus c lausus ist von einem 
Frankfurter Gericht fü r verfas­
sungswidrig erklärt worden), ef­
fektivere Gestaltung des Stun­
denplans. Der fortsch rittliche 
Teil der Fachschaft und die Ba­
sisgruppe beschlossen, an dieser 
Sitzung te ilzunehmen und die 
sofortjge Abschaffung sämtlicher 
Prüfungen zu fo rdern, die nicht 
vom Gesetzgeber vorgeschrieben 
sind. Die Mitglieder der „Kom­
mission für studentische Angele­
genheiten" hie lten es a llerdings 

nicht für nötig, s ich d ie Argu­
mente von Studenten anzuhören, 
unter Berufung auf ihr Hausrecht 
erklärten s ie unsere Anwesenheit 
für unrechtmäßig. Die Professo­
ren erklärten, vor eiAer kritischen 
Öffentlichkeit könnten sie nicht 
diskutieren, und verließen den 
Raum. Hierin zeigt sich ganz 
.schlicht das Bestreben, d ie be: 
stehende Kompetenzvertei lung zu 
perpetuieren. Der unmündige· 
Student hat dem allmächtigen 
Ordinarius ehrfürchtig zu begeg­
nen. In einer Resolution der 
Fachschaft hierzu heißt es: ,,Die 
Fachschaft Medizin versteht ihre 
künf t ige Aufgabe darin, studen­
t ische Interessen zu vertreten, 
die bei den bestehenden Verhält­
nissen notwendig den Interessen 
der Professoren zuwiderlaufen. 
Die Konsequenz hieraus ist, daß 
die med izinische Fachschaf t ab 
sofort aus den Kommissionen 
ihren Austritt erklärt, die von 
Professoren installiert wurden 
und nur d ie Funktion erfül len, die 
wahren Entscheidungsprozesse 
in der Medizinischen Fakultät zu 
verschle iern. 
Wir werden deshalb für jede 
Kommissions- und Fakultätssit­
zung Öffentlich keit fo rdern und 
gemäß des Besch lusses der vor­
letzten Vollversammlung diese 
Öffentlichkeit auch herste llen. 
Die Universität gehört den Stu­
denten! " 

270 Medizinstudenten 
verweigern Prüfung 

kratischen HÖchschulreformer zu 
verstehen ist. 
Die hierarchische Struktur der 
Ordinarienuniversität verhindert 
die' Koordin ierung der Ausb i!­
dung in den einzelnen Inst ituten. 
Die Leidtragenden d ieses 
Systems sind die Studenten, Das 
Desinteresse der Professoren -
sie beteuern sich gegenseit ig 
ihre Unzuständigkeit - hat b is-
her zu unsinnigen Prüfungen und 
Ver;z:ögerungen im Studium ge-
führt (nur e in Dritte l der Studen-
ten legt nach der vorgesehenen 
Zeit von fünf Semestern das 
Physikum ab). 

.-

ich bin noch nicht abonnent der. FRl,>.NKFURTER. RUNDSCHAU und möchte sechs tage kosten-

Am Donnerstag, dem 17. 4., um 
14 Uhr' sollte im Großen Hör­
saal der Physiologie eine Au f­
nahmeprüfung in den Biochemie­
Kurs stattfinden. ,150 Arbeits­
plätze - so meinten die Profes­
soren - ständen, zur ve·rfügung, 
270 Studenten hatten sich be­
worben. Statt sich dem Prüfungs­
zwang zu unterwerfen, forderten 
die Studenten eine Dis~ussion 
über die Möglichkeit, die Kapazi­
tät des Instituts zu erweite rn. Sie 
waren sich darüber klar, daß es 
nur e ine Alternative gibt: alle 
Stu9enten nehmen ohne Prüfung 
am Kurs teil oder diskutieren, 
w ie s ie gegen die Professoren 
ihr berechtigtes Interesse an 
einer vernünft igen und ordnungs­
gemäßen Ausbildung du rch­
setzen können. Am Freitag um 
11 Uhr soll die Diskussion fort­
gesetzt werden und eine . Ent­
scheidung über die Forderungen 
der Studenten bringen. Alle an­
wesenden Studenten lehnten das 
„Hinausprüfen" e iner M inderheit 
ab. Die Diskussion zeigte, daß 
der Ausbildungsengpaß in der 
Biochemie nicht das individuelle 
Prob lem eines Instituts oder 
eines Professors ist, sondern nur 
im Zusammenhang mit den Ver­
schulungstendenzen der techno-

Die Erfahru ngen, die die Medi­
zinstudenten im WS in der Aus­
einandersetzung mit den Profes­
soren gewonnen haben, ermutig­
ten sie jetzt dazu, zum ersten 
Mal e ine Prüfung zu verweigern. 
Die Bedeutung dJeses Sch rittes 
erhellt erst, wenn man , bedenkt, 
daß der Rektor systematisch ·ver­
sucht, die Selbstorganisation der 
Studenten zu zerschlagen. Die · 
Fachschaf t, die legitime Vertr~­
tung der Studenten, wurde vom 
Rektor aufgelöst. Im Hörsaal der 
Anatomie sollen am Montag um· 
11 Uhr Maßnahmen gegen d ies~ 
Entscheidung des Rektors be-
raten werden. • . . _ 1 

' Basisgruppe Medi~ 

'"6 und unverbindlich· die FRANKFURTER RUNDSCHAW lesen. ' 
im· anschluß an die 6-tage-probelieferung wünsche ich : 

0 weiterlieferung zum vorzugspreis für studenten für monatlich: DM 3,15 im abholabonnement 
- DM 3,4C bei postzustellung - DM 3,80 durch träger • 
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AStA-Reisen 
Das neue Sommerprogramm ist erschienen. Es enthält neben 
den vom Fran kfurter AStA veranstalteten Reisen eine Auswahl 
von Prog rammen anderer studentischer Reiseorganisationen, 
so daß kaum ein Wunsch unerfü llt bleiben w ird. 

·Einige Beispiele : 

/ ·Sardinien: 4 Wochen Badeaufenthalt 240 DM; Jugo­
slawien: 3 Wochen in Dalmatien 367 DM; Bulgari~n: 
2 Wochen Flugreise 439 DM; Adria-Kreuzfahrt: dal­
matinische Küste 456 DM ; Skandinavien: Stud ien­
reise, 3 Wochen 598 DM; Paris: 5 Tage Aufenthalt 
75 DM; Prag: 5 Tage Aufenthalt 145 DM. -· ·,, 

Sprechstunden: Montag bi°s Freitag 10.30 bis 12.30·· und 

Freitag 17 bis 18 Uhr, Jügelstraße ;z ptr. · ~'. ,-:.':'t~:, . 
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f Zur politischen Funktion von ·~ 
· studentischen Arbeitsgruppen 

In den vergangenen Semestern hat s ich gezeigt, daß ein Seminar­
betrieb, der von den Dozenten allein konzipiert und getragen wird, 
für die Masse der Studenten äußerst unbefriedigend verlief. Einzel­
referate über Themen, deren Sinn und Berechtigung den Studenten 
kaum erläutert wurden, fanden ein .versch lafenes Publikum. Diskus­
sion fand kaum statt. Wurden Hausarbeiten ausgegeben, ergab sich 
mit den übrigen Studenten überhaupt keine Kommunikation. Das 
Hauptmotiv, eine solch unbefriedigende Arbeit zu übernehmen, be­
stand in der Notwendigkeit, individuelle Leistungsnachweise zu er­
bringen. 

Seit einiger Zeit werden von den 
Dozenten Arbeitsgruppen zuge­
lassen, um den Lernbetrieb zu 
verbessern. In der Tat stellten 
die Studenten solcher AG's eine 
neue Qualität ihres Lernens fest, 
vor allem durch die gegenseitige 
Klärung von inhaltlichen Proble­
men durch die Diskussion, die 
größere Vertrautheit mit dem 
Stoff ermöglichte. Ansatzweise 
wurde die Stärkung einer eige­
nen Position gegenüber der 
Autorität des Dozenten mögl ich. 
Im wesentlichen konnten jedoch 
diese Leistungsgruppen inner­
halb von offiziellen Seminaren 
den Charakter des Studiums als 
entfremdete Arbeit nicht auf­
brechen. Weiterhin bestand die 
Isolation der Produzenten, die 
sich ihrer eigenen Interessen und 
Motivation nicht klar waren, ll_nd 
deren Leistung nach von ihnen 
nicht bestimmten Effektivitäts­
kriterien (wie Prüfung, einzeln 
benotete Scheine usw.) orientiert 
ist. Dieser Leistungsdruck führt 
zu l<onkurrenzdruck, der wieder­
um Autoritätsstrukturen bildet. 
Im Rahmen der Selbstorganisa­
tion des Studiums zwecks Mas­
senmobilisierung der Studenten 
für den Kampf gegen den autori­
tären Staat und die technokrati­
sche Hochschulreform bildeten 
sich studentische Arbeitsgruppen, 
die ihren Anspruch, herrschafts­
freie, an Bedürfnisse der Stu­
denten anknüpfende Lernpro­
zesse zu schaffen, die zur Ein­
sicht in die politi_sche Notwen­
digkeit dieses Kampfes führen 
bzw. ihn selbst aufnehmen, n·icht 
einlösen konnten. Die Fixierung 
auf wissenschaftliche Standards 
und auf weit gespannte Themen 
führte zu Leistungszwängen, die 
durch eine Diskussion (die kaum 
geführt wurde) über die politische 
Motivation· des Themas nicht 
legitimiert werden konnten. 
Trotz relativ repressionsfreier 
Diskussion bildeten sich autori­
täre Tendenzen, weil die Einsicht 
in die politische Funktion der AG's 
bei wenigen etwas, bei den mei­
sten überhaupt nicht vorhanden 
war. 
Die Isolierung der Arbeitsgrup­
pen untereinander förderte die 
Blindheit der Studenten über den 
politischen Kontext ihrer Arbeit. 
Diskussionen darüber wurden 
zwar in einigen Gruppen (etwa 
bei den Sozio logen) geführt, 
allerdings auf bloß subjektiver 
Ebene. Diese Gruppen konnten 
den Charakter studentischer Lei­
stungsgruppen nur scheinbar 
überwinden, insofern ihre Arbeit 
formal antiautoritär blieb. Sie 
verzichteten wesentlich auf theo­
retische Leistung und beschränk­
ten sich auf den Austausch sub­
jektiver Erfahrungen, weil s ie 
nicht in der Lage waren, unter 
Beibehaltung des unverzicht­
baren Elements der Selbstorga­
nisation des Studiums, von 
scheinbar unmittelbaren Bedürf­
nissen zu abstrahieren, was 
erst die politische Funktion der 
AG's (Widerstand gegen Prü­
fungen , Ordnungsrecht) ermög­
licht. 
Diese beiden Gruppen (le istungs­
orientiert, iormal antiautoritär) 
s ind geprägt durch zwei Ideolo­
gien, die sich innerhalb der Stu­
dentenbewegung in den letzten 
Monaten herausbildeten, genauer, 
sie bildeten sich angesichts der 
Tatsache, daß das Moment der 
Aktion politisch mit dem der 
Selbstorganisation der Basis 
organisatorisch nich t vermittelt 
werden konnte, daß die Arbeit 

der Basis (in AG's) losgelöst von 
einer politischen Strategie war. 
Diesen Zerfall rep roduzieren die 
beiden Ideologien: 
1. Die Ideologie der Hochschul­
reformer, die die studentische 
Leistungsgruppe bestimmt, er­
liegt dem Irrtum, als sei eine 
neumotivierte wissenschaftliche 
Leistung innerhalb eines, durch 
eine progressive Satzung insti­
tutione ll abgesicherten, .. befrei­
ten" Gebietes, an sich politisch 
effektiv. Tatsächlich bewirkt die 
handwerkliche Arbeit der AG's in 
ihrer bornierten Perspektive nur 
auf die Hochschule, daß sie ne­
ben dem offiziellen Betrieb nur 
pluralistisch addiert wird und 
daß sie nur vom professoralen 
Lehrbetrieb geschaffene Lücken 
ausfüllt. Für diese Ideologie gibt 
es keine Machtfrage in der Uni­
versität, deshalb täuscht sie sich 
darüber hinweg, daß studentiscne 
AG's und Satzungen mit einem 
Schlage von oben beseitigt wer­
den können, wenn dahinter nicht 
politisch_ mobilisierte Studenten 
stehen, die zu schaffen diese 
Ideologie nicht in der Lage ist. 
Sie hat den · Demokratismus der 
herrschenden liberaHstischen ldeo, 
logie derart verinne'rlicht, so daß 
sie den manifesten Terror der 
Polizei und den sublimen Terror 
von Prüfungen als quasi willkü r­
liche Entgleisung von Behörden 
interpretiert und nicht als system­
notwendige Maßnahmen des 
autoritären Staates. Deshalb er­
schöpft sich ihre Arbeit darin, 
diese Behörden zu ihrer Aner­
kennung durch gute Argumente 
und gute wissenschaftliche Lei­
stungen zu bringen. Die Illusion, 
es gäbe eine freie Wissenschaft 
innerhalb der technokratischen 
Hochschulreform, macht diese 
reformistische Strategie politisch 
folgenlos, schlimmer noch, sie 
verhindert die Einsicht, daß freie 
studentische Aktivität an der 
Hochschule sich realisiert nur, 
wenn der Kampf gegen die not­
wendigen Repressionen des Sy­
stems seinen Hobbycharakter 
verliert und selber Notwendig­
keit m bezug auf die Erringung 
von Machtpositionen du rch orga­
nisierbare Mobilisierung der Stu­
denten gewinnt. Die Umsetzung 
von Wissenschaft in poli tische 
Agitation verhindert diese Ideolo­
gie. 
2. Der zweite AG-Typ, der von 
einem abstrakten Antiautoritaris­
mus bestimmt wird, begreift zwar 
vage die politische Perspektive 
seiner Arbeit, hat aber die poli­
tische Askese der Leistungs­
gruppe nur scheinbar überwun­
den, da er zu wenig die Frage 
reflektiert, wie es möglich ist, 
die antiautori täre Arbeit auch 
außerhalb der AG, die eben keine 
freie Insel inmitten des autori­
tären Sumpfes ist, langfristig und 
kontinuierlich zu stabilisieren. 
Diese Ideologie abstrahiert von 
den Bedingungen der Möglich­
keit einer nich t nur spontanen, 
punktuellen politischen Praxis in 
permanenter, von Machtbezie­
hungen bestimmten Auseinander­
setzung mit dem autoritären 
Staat, seinen Pr.üfungen und Ge­
richtsprozessen; deswegen ist sie 
zugleich nicht in der Lage, von 
den sogenannten unmittelbaren 
Bedürfnissen der politisierten 
Studet1ten (als ob diese nicht 
vermittelt seien mit herrschenden 
autoritären Strul<turen) zu ab­
strahieren, im Hinblick darauf, 
daß diese Bedürfnisse in AG's 
vielleic_ht noch kurzfristig befrie­
digt werden (was die formal Anti-
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autoritären hypostasieren), daß 
aber die eigentlich erst politi­
sche Arbeit der AG nach außen, 
ihr Kampf gegen t raditionelle 
Vorlesungen, repressive Examen 
oder gegen Bullen auf der Uni 
nicht nur Spaß macht (wenn 
überhaupt), sondern auch for­
dert, Repressionen auf sich zu 
nehmen und „ revoluttonäre Dis­
ziplin" zu üben. 
Die mangelnde Einsicht in den 
Zusammenhang von AG und 
autoritären Staat führt diese Ideo­
logie zur abstrakten Negation 
von theoretischer Leistung über­
haupt, sei es nun die in bezug 
auf Erkenntnisfortschritt in einem 
bestimmten wissenschaftlichen 
Thema, ohne den dessen agitato­
rische Umsetzung zur Mobilisie­
rung von Studenten nicht gelin­
gen kann; sei es die Leistung 
zur Entwicklung einer Strategie 
der Studentenbewegung oder 

: der Institute in langfristiger, or­
ganisatorischer Perspektive, die 
mehr ist, als was sich die formal 
Antiautoritären und die Basis­
gruppe Politologie unter Strate­
gie vorstellen: die pluralistische 
Addition von diversen Erkennt­
nissen und Aktionen. 
Beide Ideologiebildungen sind 
natürlich nicht auf Arbeitsgrup­
pen beschränkt und sind auch 
nicht bloß ihren individuellen 
Trägern zur . Last zu legen; auf 
Gesamthochschulebene sind sie 
Ausdruck dessen, was sie noch 
vertiefen: Die Partikularisierung 
der Studentenbewegung in wis­
senschaftliche, institutsbezogene 
Arbeit und naturwüchsige, nur 
auf staatliche Repression reagie­
rende Strategie und die Hilflosig­
keit, die ad hoc mobilisierten 
Studenten in kontinuierlich ar­
beitenden, untereinander kom­
munizierenden Widerstandsgrup­
pen zu organisieren. 
Die politische Funktion von Ar­
beitsgruppen läßt sich im Kampf 
gegen diese Ideologien, konkre­
tisiert auf die Verhältn isse am 
politischen Institut, wie folgt um­
schreiben: 
Zunächst kann mari diese Funk­
tion nicht getrennt von der der 
Basisgruppe definieren. Die Tren­
nung unserer Arbeit am Institut 
in Basisgruppe und AG's ist 
keine eigentliche politische, aber 
auch nicht nur eine arbeitstech­
nische : Beide verfolgen densel­
ben Zweck, die Politisierung der 
Studenten im Kampf gegen den 
autoritären Staat. Da sich dieser 
praktisch-herrschaftlich und wis­
senschaftlich-ideologisch (an der 
Uni) durchsetzt, da die repressi­
ven Institutsverhältnisse zusam­
mengehalten werden durch die 
Herrschaft der Ordinarien, der 
Examina, des Ordnungsrechts 
und die studentische Konsumen­
ten produzierende wissenschaft­
liche Ausbildung, strukturiert sich . 
der Widerstand gegen den auto­
ritären Staat über die unmittelbar 
politische Praxis in der Basis­
gruppe und die in politische Agi­
tationsmodelle umsetzbare Ideo­
logie- und Wissenschaftskritik in 
Arbeitsgruppen. Diesen Zusam­
menhang versch leiert die augen­
blickliche Parzellierung zwischen 
AG's und Basisgruppe am Insti­
tut ; diese mangelnde Kommuni­
kation führt folgerichtig zu den 
beiden obengenannten Ideolo­
gien, zum Reforr.nismus. Ihn auf­
zuheben wäre der Sinn eines re- · 
gelmäßigen Plenums zwischen 
allen AG's und der Basisgruppe, 
zudem die Diskussion mit AG 's 
anderer Institute. Bleiben die 
AG's abgeschnitten von noch zu 
leistenden Strategiediskussionen 
der Basisgruppe, werkeln sie 
bloß wissenschaftlich vor sich hin 
und sind nicht in der Lage, in 
ihrer Arbeit allgemeine Instituts­
strategien zu konkretisieren an 
dem wissenschaftlichen Thema, · 
das sie behandeln. Z. B.: wäre 
die Funktion d.er Sozialkunde-AG, 
der Strategie des Widerstands 
gegen .dii:t konforme .W)hreraus-
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bildung brauchbare politische Ar­
gumente zu liefern bzw. selbst 
Organisationsmodelle zur Reali­
sierung dieser Strategie zu ent­
werfen. 

Zur Vermittlung von Basisgruppe 
und Arbeitsgruppe läßt sich an­
fangs Voluntarismus nicht ver­
meiden: jedes Basisgruppenmit­
glied in AG's hat die Aufgabe, 
permanent die Diskussion der 
Basisgruppe mit der AG zu ver­
binden bzw. jedes AG-Mitg lied 
zur Mitarbeit in der Basisgruppe 
zu bewegen. 

Erst die Arbeitsgruppe, die zu­
nächst sich von wissenschaft­
lichen Standards löst, ist fähig, 
das zu klären, was die Bedin­
gung für j ede wissenschaftliche 
Leistung ist : das politische Inter­
esse an einem bestimmten 
Thema bzw. zur Bereitschaft der 
Mitarbeit in einem Ko llektiv. 
Diese Diskussion über die Moti­
vation der Arbeit und über Kom­
munikationsprobleme ist kein 
Selbstzweck, sondern nur zu füh­
ren im Rahmen der Frage, wie 
die Politikw issenschaft an der 
Universität funktioniert und wie . 
die Politikstudenten funktionie­
ren . Diese Diskussion in jeder 
AG macht die Motivation zum 
Politikstudium bewußt, die darin 

_begründet ist (jedenfalls in den 
meisten Fällen). daß der Staat 
für das Lehrerexamen ein Ne­
benfach, nämlich Politik fordert. 
Es wird gezeigt, daß diese ent­
fremdete Motivation verstärkt 
wird, einmal durch die Wissen­
schaftsorganisation, die die Stu­
denten · isoliert und sie zu Ich­
schwachen Konsumenten deg ra­
diert ; zum anderen dadurch, daß 
diese Motivation in den Lehrver­
anstaltungen· verdrängt wird, in­
sofern dort die Politologie nicht 
als das behandelt wird, was sie 
für die meisten Studenten tat­
sächlich ist, lehrerausbi lclendes 
Fach. Diese, von jeder AG zu lei­
stende Erkenntnis der theoreti­
schen Blindheit der Politikwis­
senschaft gegenüber ihrer Funk­
t ion, die sie praktisch ausführt, 
nämlich · die· konforme Sozialisa­
tion durch das Studium, durch 
Prüfungs- und Scheindruck, die 
Herstellung autori tärer Lehrer­
persönlichkeiten mit Prüfungs­
wissen, hat nur dann praktische 
Folgen, wenn die AG konkret 
aufzeigt, wie dieser Praxisbezo­
genheit der Politologie Wider­
stand geleistet werden kann. 
Jede Leistungs-AG fördert die 
Blindheit gegenüber der Ver­
wertung politikwissenschaftlicher 
Produkte im Lehrerberuf, da sie, 
wie die offizielle Politikwissen­
schaft, die Illusion nährt, der wis­
senschaftliche Schleier (mit lin­
ken Themen) über die Politologie 

' 

sei identisch mit ihrer Funktion 
bzw. erfülle studentische Inter­
essen. 

An diese, zunächst syndikalisti­
schen Interessen (bezüglich einer 
guten Ausbildung für den Lehrer­
beruf) ist anzusetzen, um in jeder 
.AG zu zeigen, daß diese Inter- , 
essen nur als politische, im Rah­
men der Studentenbewegung und 
·der Schülerrevolte definierbar 
und durchsetzbar sind, d. h. jede 
AG hat die Funktion, ihr Thema 
zu befrqgen und durchzuführen 
im Hinblick darauf, wie die kol­
lektiv erlernten wissenschaftli­
chen Kenntnisse eingesetzt wer­
den können, um andere Studen-. , 
ten etwa in Vollversammlungen 
zu mobilisieren für die Subver­
sion gegen den autoritären Staat, 
wozu gehört, die Politikwissen­
schaft so umzuwälzen, daß sie 
Lehrer produziert, die Wider­
stand leisten gegen die affirma-

. tive Sozialkundeausbildung. Die­
se Funktion von AG's ist nicht 
zu isolieren von dem gesellschaft­
lichen Zusammenhang, in dem 
die Lehrerausbildung tatsächlich 
steht. Eine AG,· die sich nicht um 
das Ordnungsrecht usw. küm­
mert, arbeitet unpolitisch. Sie 
muß erkennen, daß ihre relativ 
repressionsfreie Arbeit nur mög­
lich ist, wenn sie das politische 
Institut demokratisiert. D. h. sie 
muß bei ihrer Arbeit die gegebe­
nen Herrschaftsverhältnisse an 
diesem Institut und in der Ge­
sellschaft mit reflektieren. Jede 
AG hat den pral<tischen An­
spruch, ihre Arbe it verbindl ich 
für das ganze Institut zu 
machen, sie muß also ein Macht­
fakto r werden, der nicht jeder­
zeit von oben zu beseitigen ist. 
Das bedeutet, daß die Arbeit 
ihren Hobbycharakter verliert, 
daß die AG's so etwas wie fest­
gefügte Kader darstellen, die 
zugleich in solidarischer Praxis 
die Ich-Schwäche, Atomisierung, 
die Angst und die Hemmung der 
Artikulation von persönlichen 
Schwierigkeiten, die als allge­
meine- zu begreifen sind, über­
winden und kontinuierliche· und. 
disziplinierte, womöglicfi repres­
sive Arbeit auf sich nehmen. 

Das Selbstverständnis der· AG's 
entwickelt sich also nicht nur 
aus der Tätigkeit ihrer Mitglie­
der, sondern aus dem Selbst­
verständnis der Basisgruppe und 
der Studentenbewegung und 
der Gruppen, die am Verwer­
tungsprozeß der Politologie be­
teiligt sind, linke Schüler und 
Lehrer. Mit ihnen hat die AG 
la-ligfristige Organisationsmodel­
le für die Demokratisierung der 
Universität und der Schule zu 
entwerfen und praktisch zu reali­
sieren. 

a.dam q;,iff Jdw.a.'1 ·ooM.ilirJ JU, 
aLJ JWO iJzm o/,,M an/,oJ -

Mß Judh .w~ ffe,lrp.n. 
bei mir können sie vorbehaltlos zugreifen, sie 
tun nämlich etwas für ihre gesundheit. . 
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fa;ykott des Soziologie -Vordiploms ' 
l Dokumentation zum Vordiplom 

im Wintersemester 68/69 
1. Ansätze zu einer Selbstorgani-
sation der Soziologen. 
Während des Streiks im Winter­
semester 68/69 arbeitete eine 
Vordiplornandengruppe an der 
Erweiterung des Soziologenpa­
pers vorn Wintersemester 67/68. 

Flugblatt der Vordiplomanden 

Unsere damaligen Vorstellungen 
zu einer Neuorganisation des 
Studiums sind inzwischen in das 
nun vorliegende Assistenten­
Paper eingegangen. 
II. Prüfungstermine des Vor­
diploms im Wintersemester 68i69 
Eine Gruppe der Studentenbewe­
gung plante, den aktiven Streik 

Nach jahrelangen fruchtlosen Verhandlungen mit den Professoren 
haben die Vordiplornan_den in Soziologie die bisherige Durchführung 
der Prüfung boykottiert. Sie haben erkannt, daß sich hinter der 
Argumentation der Ordinll,rien - eine solche Zwischenprüfung sei 
zwar „disfunktional", eine Änderung aber bei vorgegebenem „ institu­
tionellem Hahrnen" unmöglich - ein manifestes Interesse verbirgt, 
Prüfungen als leistungsfähigstes Disziplinierungsinstrument zu er­
halten. 
Anstelle der bisherigen individuellen Klausuren in Volkswirtschaft 
und Statistik schrieben die Vordiplomanden diese Klausuren kollek­
tiv. Sie setzten sich in Gruppen zusammen, diskutierten die Prüfungs­
fragen und lösten sie gemeinsam. Der Entschluß, sich dem bisheri­
gen individuellen Zwang der Prüfungen zu verweigern, war das 
Resultat der Diskussion des aktiven Streiks, die zu dieser politischen 
Reorganisation des Studiums geführt hatte. 
Die Aktion der Soziologen traf das zentrale Disziplinierungsinstru­
ment der technokratischen Universität. Dies zeigt unter anderem die 
Reaktion der Ordinarien, die die Anerkennung der kollektiven Prü­
fungen verweigern. 
Auch an anderen Fakultäten versuchen die Studenten, die unbe­
fragten Zwänge ihres Studiums aufzubrechen. 
Medizinstudenten verweigerten die Aufnahmeklausur eines Biochernie­
Kurses, ,in der überzählige „Kandidaten" hinausgeprüft werden 
sollten. -
Gerrnanistikstudenten werden am Freitag, dem 25. 4., um 16 Uhr, 
im Hörsaal VI die Durchführung einer Aufnahmeklausur für ein 
Hauptseminar verhindern. · 
Kultusbüro!<ratie und Ordinarien geben die Prüfungen als notwendige 
Leistungskontrolle aus. In Wirklichkeit haben diese Prüfungen die 
Wirkung, Leistungsangst und Konkurrenzdruck unter den Studenten 
zu erzeugen. 
NUR DIE ORGANISIERTE SOLIDARITÄT ALLER STUDENTEN KANN 
EINZELNEN BOYKOTTAKTIONEN ZUM ERFOLG VERHELFEN! 
MACHT ENDLICH SCHLUSS MIT DEN VERORDNETE~N PRÜFUNGEN! 

&;i~~~J~~T Gi~REi pc?i~l~~g~~~K~1~1~~iE~~g~~~~~t~·EN 
REFORM! 
Die Vordiplomanden der Soziologie 

Der Arbeitskreis stellte folgende 
Forderungen auf: 
Abschaffung der Klausuren, An­
fertigung kollektiver · Arbeitspa­
piere. Eine von ihm intendierte 
Diskussion mit Prof. Friedeburg 
über eir:ie institutionelle Absiche­
rung dieser Forderungen wurde 
aber von dem professoralen Po­
lizeieinsatz vereitelt. Dies machte 
vorläufig unsere Selbstorganisa­
tion zunichte. 

r..1 
des letzten Semesters fortzuset­
zen und die angesetzten Klau­
suren zu sprengen. Diese Gruppe 
trug z,ur Selbstorganisation der 
Vordiplomanden bei, die jetzt be: 
reit waren, bestehende Alter­
nativkorizeptionen durchzusetzen 
und eine Mehrheit für eine Ver­
weigerung des Vordiploms in der -
herkömmlichen Weise zu finden. 
Während des Streiks wäre der 
Verzicht der Ordinarien auf ihre 

Sie kaufen gii,11:stiger ! 
Beachten Sie unsere Angebote in unseren 
Abteilungen -
FOTO - KINO - 0 PT I K 
UHREN - SCHMUCK - BESTECKE 

HEIN 
Adalbertstraße 1 a 

PETER NAACHER 
FRANKFURT am MAIN -Steinweg 3·Ruf 28 7641 
Universitätssortiment: Bockenheimer Landstraße 133 

Taschenbuchladen: Jügelstraße 1 

Privilegien .die Voraussetzung da­
für gewesen, inhaltlich unp orga­
nisatorisch das Studium verän­
dern zu ·können. Wir haben nun 
mit der Verweigerung der bishe­
rigen Vordiplomsprüfungen ein 
Faktum geschaffen, das eine Dis­
kussion der inhaltlichen Verän­
derung von Prüfungen · erzwingt. 
Die nur formale Änderung der 
Vordiplornsprüfung hat zwei 
G ründe: 
1. Wir konnten die Vorbereitung 
auf die Klausuren nicht mehr 
durch Arbeitspapiere, die unse­
ren Vorstellungen von sinnvoller 
wissenschaftlicher Arbeit entspro­
chen hätten, ersetzen. 
2. Die Strategie für dieses Vor­
diplom sollte es den Ordinarien 
unmöglich machen, sich weiter­
hin auf den institutionellen Rah­
men zurückzuziehen. Die ·Erfah­
rungen der Studentenbewegung 
haben hinreichend gezeigt, daß 
der institutionelle Rahmen prin­
zipiell veränderbar ist. (Otto­
Suhr-lnstitut, Marburger Soziolo­
gie, Frankfurter Politologie.) 
Der Druck der Studenten des Em­
pirie-Praktikums im Winterseme­
ster 68/69 bewirkte die Abschaf­
fung der laut Prüfungsordnung 
vorgeschriebenen Absch lußklau­
su r. 

~111. Durchführung der Vord iplorns­
aktion 
Unmittelbar vor der Statistik­
Klausur am 27. März 69 disku­
t ierten Vordiplornanderi und Assi­
stenten über Inhalte-und Verfah­
rensweisen herkömml icher Vor­
diplomsprüfungen. Wir waren uns 
darin einig, individuelle Prüfungs­
verfahren abzulehnen, die ledig­
lich abfragbares Wissen und 
psychische Stabilität testen, aber 
die Selbstkontrolle eigener wis­
senschaftlicher Arbeit unmöglich 
machen. Unser Vorschlag, die 
Statistikklausur in Kollektiven zu 
schreiben, wurde von 41 Vor­
diplomanden bei zwei Gegen­
stimmen und zwei Enthaltungen 
angenommen. Wir setzten uns in 
kleinen Gruppen zusammen, dis- · 
kutierten und lösten die Prü­
fungsfragen gemeinsam, gaben 
jedoch einzeln die Arbeiten ab. 
Nach der Klausur stellte sich 
heraus, daß die Assistenten es 

. noch drei weiteren Kommilitonen 
möglich gemacht hatten, nach 
der „a'lten" Prüfungsordnung zu 
schreiben. Deshalb beschlossen 
wir für die VWL-Klausur, uns in­
Arbeitsgruppen aufzuteilen und 
nur je Gruppe ein Papier abzu­
geben, zumal eine solche Ar­
beitsweise t;Jnsere Intentionen 
noch eindeutiger darstellen 
würde. 
IV. Reaktion der Professoren . 
Da zwei Wochen nach der Prü­
fung noch immer keine Stellung­
nahme der Professoren vorlag, 
entschloß sich die Vollversamm­
lung I der Vordiplomanden, die 
Professoren Adorno, Blind, Frie­
deburg, Haberm_as, Häuser und 
Sauermann am Vormittag vor der 
Sitzung des Prüfungsausschus­
ses zu einer Stellungnahme zu 
zwingen. Es erschienen nur 
Adorno und Friedeburg, die klar 
formulierten, daß eine solche kol­
lektive Schreibweise im Rahmen 
der bestehenden Prüfungsord­
nung auf keinen Fall zu legitimie­
ren sei. Adorno, der „abgebrühte 
Dialektiker", seinem zitierten 
Selbstverständnis nach „Gewerk­
schaftsfüh rer der Studenten", sah 
sich außerstande, unsere ko llek­
tive Arbeit zu unterstützen, da 
individueller Leistungsnachweis 
nicht möglich. Friedeb'urg, der 
von der historischen Situation 
abstrahierte, stellte unsere Hand­
lungsweise dar als „einseitigen 
Akt". Direkt befragt: ob er un­
sere Interessen im Prüfungsaus­
schuß zu vertreten bereit se i, ant­
wortete mit einem klaren Nein. 

sere Vorschläge als gegenstands­
los, weil längst beschlossen sei, 
die Soziologie als Hauptfach ab­
zuschaffen: Gedacht sei an So­
ziologie als Nebenfach u. a. rn. 
Anschließend erklärte der Vor­
sitzende des Prüfungsausschus­
ses, Prof. Raufer, einer Delega­
tion aus drei Studenten und drei 
Assistenten, der Ausschuß sei 
nach Abklärung der Sachlage 
nicht befugt, die endgültige Ent­
scheidung zu treffen. Man müsse 
erst ein Rechtsgutachten einho­
len. Ein Termin dafür wurde nicht 
genannt. Die sich hieraus erge­
benden Maßnahmen müssen auf 
der Vo llversammlung diskutiert 
werden! 

Diese von den Vordiplomanden, 
geschaffenen Fakten verwirrten 
und verunsicherten Ordinarien 
und Verwaltung , derart, daß 14 
Tage danach noch immer keine 
Stellungnahme vorlag. 
Rüegg erklärte lediglich nach 
der ersten ko llektiv -geschriebe­
nen Prüfung in der FR: ihm sei 
ke ine Prüfungsordnung bekannt, 
die kollektives Arbeiten ermög­
liche. 
Um den Ordinarien unser Vorge­
hen zu begründen, hatten wir sie 
vor der Sitzung . des Prüfungs­
ausschusses am 16. 4. 1969, in 
der über unsere· kollektiv ge­
schriebenen Klausuren entschie­
den werden sollte, zu einer Dis­
kussion eingeladen. Es erschie­
nen jedoch nur Adorno und 
Friedeburg, die uns lediglich mit­
tei lten, daß eine solche kollek­
tive Schreibweise im Rahmen der 
bestehenden Prüfungsordnung 
auf keinen Fall zu legitimieren 
sei. Auf· unser~ inhaltlichen Vor­
schläge zu einer Übergangsrege­
lung, wie sie beispielsweise letz­
ten Sommer am Otto-Suhr-lnsti­
tuf der FU erfolgte, gingen sie 
überhaupt nicht ·ein. Zynisch 
meinte Adorn-oi die geschriebe­
nen Klausuren seien Fehlanzeige, 
während Friedeburg auf die 
kommende technokratische Hoch­
schulreform verwies, die ohnehin 
eine Abschaffung der Soziologie 
als Hauptfa~ vorsehe. 

Um der konkreten Entscheidung 
auszuweichen, beschlossen die 
Professoren, die danach stattfin­
dende Sitzung des Prüfungsaus­
schusses in eine nur beratende 
umzuwandeln und die eigentliche 
Kompetenz durch ein Rechtsgut­
achten klären zu lassen. 
Das bedeutete: Ab lehnung einer 
eigenen verantwortlichen Stel­
lungnahme und einmal mehr Ver­
schanzen hinter dem „institutio­
nellen Rahmen". 
Am 29. 4. erhielten wir folgende 
Einschreibebriefe bezüglich kol­
lektives ·und individuelles Schrei­
ben: 

Prüfungsamt für Diplom-Soziologen 
der Philosophischen Fakultät 

Frankfurt/Main, den 29. 4. 1969 

Sehr geehrter ... 
Einschreiben 

Zu unserem Bedauern müssen wir 
Ihnen mi tteilen. daß nach der gel ten­
den Prüfungsordnung für Dipl.-Sozio­
logen der Johann-Wolfgang-Goethe­
Universität vom 25. 1. 1966 Ihre Klau­
surarbeiten für die Vordiplomprüfung 
im Fach Grundzüge der Statistik und 
im Fach Grundzüge der Volkswirt­
schaftslehre nicht als Leistungsnach· 
weis anerkannt werden können. 
Die Prüfungsordnung setzt für d ie in- . 
dividuellen Zeugnisse individuelle 
Prüfungsle istungen voraus. Andernfalls 
wäre die Anforderung an Klausurarbei­
ten, d. h. individuellen, selbständigen, 
schri ftlichen Prüfungen unter kontrol­
lierten Bedingungen, n icht begründbar. 
Wir stellen fest, daß zwar in diesem 
Fall keine Täuschung beabsicht igt war 
und stattgefunden hat, da die jewei­
l ige Kooperation mehrerer Kandidaten 
offen erfolgte . . Doch ist ·eine indivi­
duelle Zurechnung der Leistungen 
nicht mögl ich. Zudem war die unbe­
dingi notwendige Chancengleichheit 
nicht gewahrt, da die Zusammenset­
zung der Diskussionsgrupp,w sehr 
verschieden war. ~ 

Gelegenhei t erhalten , einen individuel­
len Leistungsnachweis zu erbringen. 
Ludw ig v. Fr iedeburg Herbert Rauter 
(Stellv. Vorsitzender) (Vorsitzender) 

Prüfungsamt für Diplom-Soziologen 
der Philosophischen Fakultät 

Frankfu rt/Main, den 29. 4. 1969 
Einsch reiben 

Hie.rmit te ilen wir Ihnen mit, daß ,,wir 
es für die Beu rteilung Ihrer Klausur­
arbeit für notwendig halten, daß Sie 
beiliegende Erklärung unterschreiben 
und der Geschäftsstelle des Prüfungs­
amtes, Myliusstraße 30· 1, bis ;i;um Frei­
tag, den 9. Mai 1969, zugehen lassen. 
Damit w ird einer eventuellen Anfech­
tung der Begutachtung der Klausur­
arbeiten vorgebeugt. 
Ludwig v. Friedeburg Herbert Rauter 
(Stellv. Vorsi tzender) (Vorsitzender) 

Um diejenigen, die individuell ge­
schrieben hatten, vollends gefü­
gig zu machen, wurde ihnen zu­
sätz lich die nachstehende Erklä­
rung abverlangt: 

An das 
Prüfungsamt für Diplom-Soziologen 
der Philosophischen Faku ltät 
6 Frankfurt/ Main 
Myl iusstraße 30 
Betr.: K lausurarbei t für die Vordiplom­
prüfung im Fach Grundzüge der Sta­
tist ik am 27. 3: 1969 
Hiermi t bestät ige ich, daß ich die 
Klausurarbeit im Fach Grundzüge der 
Statistik am 27. 3. 1969 den Vorschrif­
ten der Prüfungsordnung für Diplom­
Soziologen der Johann-Wolfgang­
Goethe-Universität vom 25. 1. 1966 ent­
sprechend geschrieben habe . . Ich er­
k läre, daß ich mich bei der Abfassung 
der Klausurarbeit nicht behindert fühlte 
und damit e inverstanden b in, daß 
meine Klausurarbeit normal beurteilt 
wi rd. , 

Frankfurt am Main, den ..• 

Trotz dieser massiven Einschüch­
terungsversuche seitens der Or­
dinarien und Verwaltung hat. d ie 
Mehrzahl . der Vordiplomanden 
beschlossen, in der für den 
12. Mai e,ngesetzten Klausur im 
Fach Soziologie wiederum kol-
lektiv zu schreiben. · · 

Dazu das Beispiel der Zwisch~n­
prüfung am Otto-Suhr-lnstitul in 
diesem Frühjahr: · 

1. Schriftliche Prüfung 21 ., 24., 
25. Februar 1969. 

Von den Professoren wurde in 
den Bereichen Geschichte, lnnei:,i­
politik und Wirtschaft jeweils ein 
Generalthema bestimmt, aus dem 
dann mehrere Fragen zur Aus­
wahl gestellt wurden. 
Zu diesen Themen wurden von 
den Ad-hoc-Gruppen Papers er­
arbeitet, die allen Kandidaten zur 
Verfügung standen. Die Themen 
wurden kollektiv bearbeitet ; un­
ter anderem wurden gemeinsame 
Gliederungen verfaßt. 
Es erfolgte keine Schlechterbe­
wertung durch die Professoren. 
2. Mündliche Prüfung 24. Miirz 
bis 15. April 1969. 

Grundlage der mündlichen Prü­
fung sol lten individuelle Thesen 
der einzelnen Kand idaten sein. 
Jedoch wurden kollektiv Thesen 
erarbeitet und vorgelegt, die die 
Professoren akzeptierten. 

Das Berliner Beispiel beweist, 
daß du rch geschlossenes, solida­
risches Handeln der scheinbar 
starre „institutionelle Rahmen" 
durchaus verändert werden kann. 
Diese Form der Prüfungsverwei­
gerung macht es den Ordinarien 
unmöglich, sich hinter dem Rük­
ken der uniformierten Staats­
gewalt zu verbergen. 

' 

Die letzte Woche zeigt deutlich, ' 
daß der von der Verwaltung an­
geforderte Polizeieinsatz den in­
ternen Hochschulkonflikt auf eine 
außeruniversitäre Machtprobe 
verlagert; d. h., wenn wir dieser 
Taktik der Administration erlie­
gen, Werden wir jedesmal zu­
sammengesch lagen, wä~rend die 
Ordinarien ihren privaten Wis­
senschaftsbetrieb ungestört fort- , 
setzen können. 

Bücher für Ihr Studium 

Literatur unserer Zeit 

Wesentliche Veröffentlichungen 
des In- und Auslandes 

· ü berraschend bezeichnete er un-
Daher s ind Ihre Klausurarbeiten nicht 
als ausreich.ende Lefätung anzusehen. 
Sie werden in den . mündtichgn Examen 

Prüfungskampagne in der mo­
mentanen Hochschulsituation 
kann zunächst nur bedeuten: 

0·v 
Ab,c:hcdfWlg de~ bisherigen Prüfungilorm;J 
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f_.:f·ACHSCHAFT J-URA Gruppen nicht miteinander kom­
munizierten. 

2. Situation zu Ende 

verstandene „Justizk«mpagne") . 
zu berücksichtigen hat. ·· 

1. Die Auflösung des internen 

(Anm.: Der vorliegende Beitrag leidet 
darunter, daß er zwar versucht, im 

-zweiten Teil eine gemeinsam dis­
kutierte Strategie . wiederzugeben, 
daß er aber aus Zeitgründen nicht 
von allen überarbe'itet werden konnte 

· und deshalb - ungewollt - indivi­
duelle Interpretationen in den Vor­
dergrund stellen könn!e.) , 

1. Die Polttik des Wintersemesters 

Die Fachschaft strebt eine Stu­
di~nreform an, welche. die politi­
schen, ökonomischen und sozia­
len Bedingungen von Recht und 
Rechtswissenschaft aufweist. 
Rechtswissenschaft hat sich 
ständig ihres Praxisbezugs zu 
ver.gewissem; vor allem die ver­
schiedenen Berufs- und Ent­
scheidungssituationen sind in die 
Ausbildl,!Jlg einzubeziehen. Die 
Trennung von wissenschaftlicher 
und praktischer Ausbildung ist 

· aufzuheben. Jede- Studienreform 
muß scheitern, die nicht gleich­
zeitig die Emanzipation des ein­
zelnen Studenten voraussetzt und 
bewirkt. Diese Vorstellungen 
wurden ausführlich in einer Bro­
schüre zu Beginn des Semesters 
dargestellt. 
Die offizielle Studienreform um-, 
geht solche Zielsetzungen zugun­
sten einer effektiveren Gestaltung 
des tradierten Studienbetriebs. 
Versuche, verstärkten Einfluß 
über Institutionen wie Fakultät 
und Fakultätentag zu -gewinnen, 
waren gescheitert. 
Die politische Konsequenz lautet 
daher: Durch die Konfrontation 
mit .einer studentischen Minder­
heit muß der bestehende Lehr­
und Ausbildungsbetrieb einer 

. Kritik unterzogen werden, um 
zum Bewußtsein seiner selbst zu 
gelangen. Nur im Wege einer 
Selbstorganisation der Studieren­
den, die das Zukünftige vorweg­
nimmt, kann eine regressive Stu­
dienreform sinnvoll bekämpft und 
überwunden werden. 

1. Politik des K1;mflikts 
Eine Praxis, der eine kritische · 
Theorie iugru.nde liegt, die die 
Krise von Staat, Gesellschaft und 
Recht zu analysieren versucht 
und in der Einlösung eines ge­
schichtlich emanzipatorischen 
Ahspruchs die Alternative zu 
einer autoritären Gesellschaft 
sieht, kann nicht affirmativ sein. 
Sie wird auch einen Handlungs­
rahmen nicht akzeptieren, der 
seine Rechts- und Anstands­
regeln nicht legitimieren kann. So 
kennzeichnet die Aktionen der 
Fachschaft ein wie auch immer 
gearteter Regelverstoß (z. B. 

' werden Wortmeldungen über­
sehen, steht man a!,lf, um unge­
fragt seine Fragen zu stellen; man 
streikt für einen Tag, obwohl ein 
nunmehr ergangener Gerichts­
beschluß dem AStA verbietet, zu 
Streik etc. aufzurufen). Das · 
„wir,kliche, sinnliche Joch" ließ 
man nicht über den Köpfen 
schweben, nachdem man es 
theoretisch überwunden hatte. 

. Das gilt zumal für die Kritik des 
Ordinarienprinzips. Kann der Or­
dinarius nicht qua Person Wis­
senschaftlichkeit garantieren und 
ist der juristische „Allround"-Ge­
lehrte, ·bei zunehmender Spezia­
lisierung der Wissenschaften und 
bei. der Notwendigkeit inter­
disziplinärer . Zusammenarbeit, 
Geschichte, dann wird seine 
Herrschaftsposition praktisch für 
ein· oder zwei Stunden oder gar 
fü r ein ganzes Semester über­
wunden. Im Falle des Warn­
streiks handelte es sich um eine 
praktizierte Parlamentarismus-

· 1 ., 

kritik (mögliche Schließung des 
Juristischen Seminars wegen 
fehlender finanzieller Mittel). 
Bleibt noch _anzumerken, daß die 
Aktionen exemplarischen Charak­
ter hatten (z. B. Kampf um finan­
zielle Mittel, gleichzeitig Parla­
mentariS!YlUSkritik und Kampf ge­
gen Schüttes technokratische 
Hochschulreform - Kuratoriums­
konstruktion). 

a) Mobilisierungsstrategie 
Die Kritik wurde selten auf einem 
abstrakt wissenschaftlichen-poli­
tischen Niveau geleistet, sondern 
setzte bei den konkreten Be­
dürfnissen und Interessen der 
einzelnen Studenten an. Die Not­
wendigkeit für einen solchen. An­
satz ergab sfch aus der spezifi­
schen Situation an der · juristi­
schen Fakultät. Juristen kenn­
zeichnet bislang, daß sie nicht 
per se kritischer Natur sind. Die 
Herkunft der Studenten, eine 
noch immer am Positivismus 
orientierte Ausbildung, eine an 
den Gratifikationen des bestehen­
den Systems ausgerichtete Ver­
haltensweise, kein unmittelbar 
praktisches und wissenschaft­
liches, sollilern ein Examens­
interesse sind die Ursachen für 
diese eigentümliche Disposition. 
Die von der Fachschaft inten­
dierte Studienreform wurde da­
her an offenkundigen Mängeln 
des Ausbildungssystenis vermit­
telt: 

- Hoffnungslose Arbeitsplatz­
situation; mögliche Schlie­
ßung des Juristischen Semi­
nars für 5 bis 6 Monate 

- Ungenügende Ausbildung 
(Erler-Aktion) 

- Kostspielige - unsoziale und 
ungenügende Ausbildung 
(Amtshaftungsklage gegen 
Fakultät zwecks Einklagung 
des Repetitorgeldes) 

- Willkürlicher Charakter des 
gegenw~rtiger Prüfungs-
wesens (Schiedermair- . 
Aktion) 

Aktionen, deren interessen­
bezogener ·charakter nicht unmit­
telbar einsichtig war (Kampf ge­
gen technokratische Hochschul­
reform - Going ; Kampf gegen 
Kriminalisierung studentischer 
Arbeitskreise und Aktionen -
Lüderitz), griffen immer wieder 
auf die gemachten Erfahrungen 
zurück. 
Die gesamtuniversitäre Situation 
wurde nur mittelbar in diese Stra­
tegie · einbezogen. Zum Beispiel: 
an der AfE sollen die Grund­
lagenfächer gekürzt werden -
bei uns haben sie bereits jetzt 
keine Relevanz für den Ausbil­
dungsbetrieb. 

b) Stabilisierungsstrategie 
Die Organisierung der mobilisier­
ten Studenten wurde in Arbeifs­
kreisen versucht. Hier sollte ver­
wirklicht werden, was bislang 
nur gefordert würde: kollektive 
Lernprozesse, herrschaftsfreies 
Lernen, . Verknüpfung von Theo­
rie und Praxis, interdisziplinäre 
Zusammenarbeit. Inhaltlich 
knüpften die Arbeitskreise zu­
meist an die in Aktionen auf­
gezeigten Problemstellungen. an. 
Die Kritik der Erler-Vorlesung 
wurde in einer späteren Phase 
an Hand eines von der Fach­
schaft vorgelegten Gegenkon­
zepts geführt, was in seinen for­
malen und inhaltlichen Aspekten 
mit den Erstsemestern diskutiert 
wurde. Kriterien waren u. a.: 
Eine systematische Rechtswissen-

,--
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schalt - vor dem Hintergrund des 
Strukturwandels vom liberalen 
Rechtsstaat zum Sozialstaat -
existiert nicht mehr; eine Einfüh­
rung t:,at daher exemplarisch 
Problembereiche des Rechts dar­
zustellen; sie hat dabei von den 
unmittelbaren · Erfahrungen der 
Anfänger auszugehen (Intim­
bereich, Konsumentenbereich, 
Hochschulbereich usw.); herr­
schaftsfreie Diskussion; prak­
tischer Anschauungsunterricht. 
Nachdem die Vorlesung nicht 
mehr gehalten wurde, bestand 
ein Interesse der Erstsemester 
nach einem Ersatz. Diese Funk­
tion übernahm der Arbeitskreis 
,.Einführung in die Rechtswissen­
schaft". Nach der Behand lung 
von Sitten- und Schuldstrafrecht 
wurde die Tätigkeit unmittelbar 
praktisch, indem man im Rahmen 
einer Erarbeitung der „ Politi­
schen Justiz" einen Prozeß ge­
meinsam besuchte (und dabei aus 
dem Gericht geprügelt wurde). 
Der Arbeitskreis „autoritärer 
Staat und Staatsrecht" verdankt 
seine Entstehung der bei den Se­
minar-Aktionen geweckten Par:­
lamentarismuskritik. Hingegen 
konstituierte sich, der ebenfalls 
interdisziplinär durchgeführte 
Arbeitskreis „ Kriminologie" aus 
Teilnehmern der Seminare von 
Habermas und Geerds und wei­
teren Interessenten. Die Arbeit 
dieser Gruppen diente der Be­
friedigung theoretischer Bedürf­
nisse ihrer Mitglieder, hatte aka­
demischen Charakter. Im Unter­
schied dazu hatten Gruppen wie 
., Recht.shilfe" und · ,,Disziplinar­
recht" einen stärkeren Praxis­
bezug, der sich an den Erforder­
nissen der Studentenbewegung 
ausrichtete. Die · partikularisti­
schen Tendenzen der Arbeit zei­
gen sich am auffälligsten in der 
Tatsache, paß · die einz~lnen 

des Wintersemesters 
Einern verhältnismäßig kleinen 
Kreis von Studenten gelang es, 
einen privaten Bereich zu ver­
lassen un9, in solidarischer Ak­
tion, ihre Situation . zu verbes­
sern. Die Anpassung einer nicht 
geringen Zahl von .A.nfängern an 
den herkömmlichen Studien­
betrieb konnte verhindert wer­
den. Die Fixierung einer Vielzahl 
von ·s tudenten auf den Ordina­
rius wurde gebrochen. Der Kreis 
der politisch Aktiven vergrößerte 
sich ebenso wie die Zahl der in 
Gruppen organisie.rten Studen­
ten. Zeitweilig konnten 600 bis 
700 Studenten mobilisiert wer­
den (Aussperrung anläßlich der 
Erler-Aktion; · mögliche Sch lie­
ßung des Seminars). Dennoch be­
finden wir uns in einem eigen­
tümlichen Dilemma: 

~ die studentischen Arbeits­
kreise weisen partikularisti­
sche und praxisferne Ten­
denzen auf 

- einer selbsttätigen Praxis 
steht ein schizo ides Bewußt­
sein mobilisierter Studenten 
im Wege; die internen Inte­
g rationsmechanismen (Ex­
amen, Übungen) und das 
externe Anpassungssystem 
(juristische Berufe) führen 
zu einer für den einzelnen 
kaum auszuhaltenden psy­
ch ischen und physischen 
Belastung in Form von Per­
spektivlosigkeit einerseits 
JJnd Doppelarbeit anderer­
seits. 

11. Perspektiven für das 
Sommersemester 

Ausgehend von dieser Analyse, 
lassen sich einige Anmerkungen 
zur Strategie des Sommer­
semesters machen, die ferner 
die sich wandelnde Praxis der 
Studentenbewegung (Stadtteil­
basisgrupp; n und die so neu 

Anpassungssystems 
Die vom Ausbildungssystem aus­
gehenden Anpassungszwänge 
sind zu durchbrechen, soll eine 
Selbstorganisation der Studenten 
mit Aussicht auf Erfolg betrieben 
werden können. Das bisherige 
„Scheinewesen" läßt sich weder 
unter wissenschaftlichen noch 
unter berufsbezogenen Aspekten 
legitimieren. Die Subsumtions­
praxis bewirkt eine Konsumen­
tenhaltung, die Reflexion und 
wissenschaftlicher Auseinander­
setzung im Wege steht und 
statt dessen nicht ausgewie­
sene politische. und soziale Wert­
haltungen einübt; sie probt eine 
Tätigkeit, die allenfalls- von fünf 
Prozent der Juristen (Revisions­
richter) in ihrem zukünftigen Be­
ruf verlangt wird, ohne andere 
Entscheidungssituationen zu be­
rücksichtigen. 
Um dieses System zu entlarven, 
bieten sich u. a. an: 

- die Veröffentl ichung von 
Musterlösungen bei Haus­
arbeiten 

- Klausuren und Hausarbeiten 
werden nicht mehr „ juri­
stisch", sondern „polit isch" 
gelöst 

Eine solche Praxis würde die 
Professoren in ungeahnte Legi­
timierungsschwierigkeiten ver­
setzen und die ·Kriterien juristi­
scher Leistungsnachweise zur 
Diskussion stellen. Eine Ab­
lösi.mg der bisherigen Subsum­
tionspraxis durch die Anfertigung 
von Urteilsanalys,en, Aufsätzen 
zu einzelnen Rechtsinstituten, Ar­
gumentationen für verschiedene 
Entscheidungssituationen usw . 
erscheint ein durchsetzbares 
Kampfziel. Hingegen verspricht 
das Schreiben 'kollektiver Arbei­
ten erst dann sinnvoll zu sein, 
wenn diese Form des Arbeitens 
Praxis von Juristen geworden ist. 
Fortsetzung auf Seite 10 
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~ t-standsgesetze . ~n .der H-oc-hschule 
Am 28. April 1969) st uns bei dem Versuch, für den durch Ausweisung 
bedrohten-persischen Kommilitonen Taheri die Immatrikulation durch­
zusetzen, durch den massiven Einsatz der Polizei exemplarisch klar­
gemacht· worden, was das gepl~nle Ordnungsrecht 'für eine politische 
Widerstandsorganisation bedeutet: Notstandsgesetze der Universität! 
Am Fall Taheri lassen sich die jeden von uns bedrohenden Konse­
quenzen des praktizierten Ordnungsrechts klar .zeigen: durch formal­
juristische Argumente sollen· politische Diskussionen und · Aktionen 
kriminalisiert und unmöglich gemacht werden. 

soll selbst einen ordnungsrecht­
lich strafbaren Tatbestand dar­
stellen (§ 53 bzw. 55). Auch nur 
bescheidene Versuche der Stu­
de.nten, den gegebenen Wissen­
schaftsbetrieb durch Aktionen 
und Aufklärung zu problematisie­
·ren, sollen künftig durch die Ord-. 
nungsbehörden erfaßt/ werden 
können. 

(­
/ 

Redaktionssitzung 
ASTA -;- Info 

Jeden Donnerstag, 17 Utir, 

im AStA, Zi111mer 12, 

mit den Basisgruppen 

schrank im 
den AStA-Bü 
nahnie und " 
des Studente 
Bringen Sie 
nötigten Büc 
tausch. Sie 
selbst fest, 
Bücher aus. 
Schauen Sie 
gestellten 8~ 
leicht ist auc 
nötigtes Lehr 

Das Ordnungsrecht ist ein Glied 
in der Kette der. Maßnahmen 'des 
Staates zur Zerschlagung der 
Studentenbewegung. Mit den 
ersten Versuchen der Studenten, 
politische Basisorganisationen zu 
bilden, verschärften sich die 
staatlichen Disziplinierungsmaß­
nahmen zusehends. So proviso­
risch diese Versuche auch waren, 
der Staatsapparat sah seine 
Legitimation in Frage gestellt und 
reagierte mit einer Systematisie­
rung der bisher nur punktuellen 
Unterdrückungsmaßnahmen. Die 
liberalen Grundrechte wurden 
abgebaut, und ein umfassendes 
Instrumentarium exekutiver Voll­
machten zur Zerschlagung der 
Studentenbewegung geschaffen. 
Die NS-Gesetze, die Vorbeuge­
haft, die Einschränkung des 
Rechtes auf Wehrdienstverweige­
rung, der Gerichtsschutz durch 
Bannmeilen erfüllen die Funktion, 
die Widerstandsaktionen außer­
halb des direkten Bereiches der 
Wissenschaft, der Hochschulen, 
niederzuschlagen. In den Hoch-

d. · H' - k d' "b AStA 1ums der Widerstand praktisch mzu ommen 1e gegenu er 
Sprechstunden: Studentenhaus, 
Zimmer 15, Montag bis Freitag, 
10 bis 12 Uhr. 

Hochschulfüh 

. schulen selber war es bislang 
immer noch möglich, die- Ver­
wendung der Wissenschaft zur 
Aufrechterhaltung und Verfesti­
gung der Herrschaft in Wirtschaft 
und Bürokratie sowie ihrer eige­
nen Herrschaftsstrukturen zu be­
hindern und einzuschränken, 
ohne die Willkür einer bundes­
weiten Sondergerichtsbarkeit nach 
sich zo ziehen. In dem Moment, 
in dem durch Streiks und politi­
sche Selbstorganisation des Stu-

Fortsetzung von Seite 9 

Solange eine faktische Änderung 
des Ausbildungssystems (Übun­
gen, Examen) nicht durchzusetzen 
ist, soll die anfallende Doppel­
arbeit über die Bildurlg von Lern­
gemeinschaften abgefangen wer­
den, die zugleich politische Funk­
tionen übernehmen sollen. 

2. Die Auflösung des externen 
Integrationssystems 
Eine langfristige Stabilisierung 
der Bewegung läßt sich nur dann 
erreichen, wenn die Existenz von 
dysfunktional ausgebildeten Ju­
risten gesichert werden kann. 
Eine Reprivatisierung oder An­
passung von bereits po litisierten 
Studenten wäre sonst unvermeid­
lich. Bislang ist nicht zu über­
sehen, inwieweit sich Arbeits-. 
möglichkeiten von· ,,linken" Ju­
rjsten in herkömmlichen Berufen 
ergeben ; man .wird hier vor allem 
die Prax is von Referendargrup.­
pen abzuwarten haben. Doch sind 
die Möglichkeiten eher pessi­
mistisch zu beurteilen. lang­
fristig ergibt sich folgende Per­
spektive: 

Arbeit in akademischen Be­
rufen (wissenschaftliche · Tätig­
keit), 

Arbeit in Kollektiven von Ju­
risten, Soziologen, Psychologen 
usw., die praktisch-politisch in 
Stadtteilbasisgruppen usw. ar­
beiten. Bei Erschließung außer­
universitärer Gruppen sollten 
sich hier Möglichkeiten der 
Existenzsicherung ergeben; 
übergangsweise „jobben" usw. 

In diesem Rahmen und unter die­
sen Aspekten ist. die Arbeit von · 
Juristen in 'Projekt- oder Stadt­
teilbasisgruppen usw. zu betrach­
ten. In dem Maße wie sich Pro­
bleme arbeits-, miet-, jugend­
rechtlicher usw. Natur ergeben, 
lassen sie sich in den Univ.ersi­
tätsbetrieb in der Weise ein­
bringen, daß sie in ihrer theore­
tischen und praktischen Relevanz 
,in Vorlesungen und·übungen dis­
kutiel't werden. Die Vermittlung 

wirksam zu werden beginnt, soll dem ?isherigen Di~ziplinarrecht 
das Ordnungsrecht die Grund- . erheblich ausgeweiteten Straf-
lagen für systematische Repres- bef1Jgnisse: Der in§ 4 des Staats-
sionen schaffen. Einerseits wird Vertrages vorgesehene Austausch 
die Hochschulreform vorbereitet von Informationen über Ord- Buchtausch 
mit der die Universität den tech~ nungsstrafen zwischen den Kul- Der AStA bietet dem Studenten 

Der Hochsch 
4. Auflage ne 
erhältlich im 
bei den Pfö 
meisten Fra 
lungen. Prei~ 

nischen Erforderungen industriel- tu~min_istern ist kein Akten- höheren Semesters die Möglich-
ler Produktion angeglichen wer- fet1sch 1smus, sondern dient dem keit, n icht mehr benötigte Bücher Wehrberatun! 

solch brutale Polizeieinsätze wie a~ ochschulen der BRD. botenen Bücher werden im Glas- AStA, Zimm·e 
den soll; andererseits werden Zweck des Ausschlusses v;rn günstig zu verkaufen. Die· ange- jeden Mittwc 

~~;z~l~~ril:u~:~ti~:~\~~: jii~~~ J~U d II d O d .h 
völlig konform verhält, wird der · 

=i~1~1J~;f~i1:t~:~~~i: ;:~ ~~:~:J; n s~ so as r nungsrec t au~ 
reaktJonarer Ordmanen Rektor Abs c h r i f t: 
und Senat ausgeliefert. Die das 
sogenannte akademische Leben ~taatsv:ertrag .. . 
der Universität bestimmenden uber d1~ Grundsatz_e zur Reform 
Prinzipien sind allein definiert der w1ssen~chaftl1_chen _Hoc~-
durch formale, den zwecken eines ~chulen und uber die Veremhe1t-
funktionalen Wissenschaftsbetrie- lichung des Ordnungsrechtes an 
bes entsprechende Kriterien. den Hoc~s~hulen, .. _beschlossen 
Durch zusätzliche Bestimmungen .von den _M1rnsterpras1denten aller 
sollen in dem Entwurf des hessi- Bundeslander. 
sehen Universitätsgesetzes (Ent- Art. 11 
wurf der Landesregierung vom Die vertragschließenden Länder 
März 1969) Möglichkeiten für ein verpflichten _sich, das Rei den 
unbeschränktes Durchgreifen der nach Landesrecht als Hochschu len 
Ordnungsbehörden geschaffen anerkannten Ausb ildungsstätten 
werden. Es wird eine „lnforma- bestehende Diszipl inarrecht, so-
tionspflicht" aller .Universitäts- weit vorhanden, aufzuheben. Die 
angehörigen (auch der Studen- Geltung der beamtenrechtlichen 
ten) gegenüber dem Kultus- und arbeitsrechtli chen Vorschrif-
minister geschaffen, die sie ten bleibt hiervon unberührt. Die 
zwingen soll, auf alle vorgelegten Länder erlassen für diese Aus-
fragen, also auch auf Aufforde- bildungsstätten ein Ordnungs-
rungen zur Denunziation politisch recht unter Beachtung der folgen-
mißliebiger Studenten, wahrheits- den Bestimmungen: 
gemäß zu antworten .. Eine Ver- § 1 
letzung dieser Informationspflicht Alle "Mitg lieder der Hochschulen 

sind verpflichtet, daran mitzuwir­
ken, daß die ·Hochschule ihren 
Auftrag ordnungsgemäß erfüllen 

hätte über Arbeitsgruppen zu lau­
fen, deren rein akademische Aus-

, richtung so überwunden werden 
könnte. Um solcherlei Problem­
stellungen erfolgversprechend im 
Ausbildungsbetrieb vermitteln zu 
können, wird man am Ausbil­
dungsinteresse der Studenten an­
knüpfen müssen (,,so sieht die 
Praxis aus"). Die Organisierung 
von Studenten hätte dann in 
solcherart praktisch und theore­
tisch arbeitenden Gruppen zu er­
folgen. Ein Beispiel mag dies 
verdeutlichen: Gefangenenarbeit 
- Arbeitsgruppe: Kriminologie -
Strafrechtsvorlesungen und -Übun­
gen, wobei die Projekte jeweils 
vom Plenum diskutiert werden 
sollen. 

3. Exkurs (Anfänger, Studien­
beratung) 

Die Erfahrungen des letzten Se­
mesters haben gezeigt, daß eine 
Arbeit. bei Anfängern besonders 
wirkungsvoll ist; der Grund hier­
für liegt. darin, daß die internen· 
Anpassungsmechanismen (Übun­
gen, Scheine) zu diesem Zeit­
punkt.noch nicht wirksam sind. 

Im Sommersemester wird des­
halb eine Studienberatung durch­
geführt, die eine Anpassung 
frühzeitig verhindern · soll. Den 
Anfängern wird ein Fragebogen 
vorgelegt, der vor allem klären 
soll, mit welcher Motivation man 
Jura studiert (Herkunft, Berufs­
erwartungen usw.), welche Er­
wartungen für ein Jurastudium 
gegeben sind - insbesondere 
auch: wie man lernen will, inwie­
weit einzelne bereits politisch 
aktiv waren usw. Der Fragebogen 
soll zusammi:m mit den Erst­
semestern im Mai ausgewertet 
werden. Bei diesem Termin soll 
versucht werden, Lerngemein­
schaften zu initiieren. Ferner wur­
de eine Literaturliste mit ausge-. 
wählter ·Literatur übergeben, so­
wie ein Flugblatt mit ,Angaben 
technischer Natur. über den Aus­
gang dieses Experiments lassen 
sich zur Zeit ·noch keine Angaben 
machen. 

kann. Sie haben insbesondere 
die Ordnung der Hochschule und 
ihre Veranstaltungen zu wahren. 

§2 
(1) Gegen Mitglieder einer Hoch­
schule können, soweit für sie 
keine beamtenrechtlichen oder 
arbeitsrechtlichen Vorschriften an­
zuwenden sind, ordnungsrecht­
liche Maßnahmen getroffen wer­
den, wenn sie die Wahrnehmung 
der Aufgaben der Hochschule be­
eintrachtigen oder gegen die Ord­
nung der Hochschule verstoßen, 
insbesondere wenn sie 
1. die Durchführung von Leh r-
11eranstaltungen, den Forschungs­
betrieb, die Tätigkeit der Organe 
oder c)ie · Verwaltung stören oder 
behindern ; 
2. widerrechtlich in Räume der 
Hochschule eindringen oder auf 
Aufforderung des Berechtigten 
sich nicht entfernen ; 
3. Gebäude oder Räume der 
Hochschule oder deren Zwecken 
dienende Gegenstände 4erstören 
oder beschädigen; · 
4. eine mit Strafe bedrohte Hand­
lung begehen, die gegen die Mit­
glieder der Hochschule oder ge­
gen zur Sicherheit und Ordnung 
der Hochschule eingesetzte Per­
_sonen gerichtet ist; 
5. andere öffentlich dazu auf­
fordern, ei ne der in Nummern 1 
bi_s 4 bezeichneten Handlungen 
zu begehen. 
(2) Dies gilt auch, wenn Mitglie-

der der Hochschule eine der in 
Absatz 1 bezeichneten Handlun­
gen an einer anderen Hochschule 
begehen. 

§3 
(1) Ordnungsmaßnahmen sind : 
1. mündliche Verwarnung, 
2. schriftlicher Verweis, 
3. Versagung der weiteren Teil­
nahme an einzelnen Lehrveran­
staltungen oder der Benutzung 
von Einrichtungen der Hochschule 
für ein oder mehrere Semester, 
sofern sich der Verstoß auf diese 
Lehrveranstaltungen oder Einrich­
tungen bezieht; 
4. Androhung des Ausschlusses 
als Mitglied der Hochschule oder 
des Ausschlusses vom Studium 
an allen Hochschulen des Lan­
des; 
5. Ausschluß als · Mitglied der 
Hochschule bis zu d rei Jahren; 
6. Ausschluß vom Studium an 
allen Hochschulen des Landes bis 
zu drei Jahren. 
(2) Die Maßnahme nach Absatz ,1 
Nr. 4 .kann mit der Maßn'ahme 
nach Absatz 1 Nr. 3 verbunden 
werden. 

§4 
(1) Ist der Student in einem Land 
der Bundesrepublik Deutschland 
durch una(lfech_tbaren oder vor­
läufig vollziehbaren Bescheid 
einer Ordnungsbehörde vom 
Studium gern. § 3 Abs. 1 Nr. 6 
ausgeschlossen worden, so ist 
ihm für die Zeit des Ausschlusses 
die Immatrikulation zu versagen. 
(2) Ist die Immatrikulation in Un­
kenntnis des Versagungsgrundes 
des Abs. 1 erfolgt, so ist sie zu­
rückzunehmen. Die · Immatriku la­
tion ist zu widerrufen. wenn der 
Student nach seiner Immatrikula­
tion in einem Land der BRD durch 
unanfechtbaren oder vorläufig 
vollziehbaren Bescheid einer 
Ordnungsbehörde vom Studium 
an allen Hochschulen des Landes 
ausgesch lossen worden ist. 
(3) Die Ordnungsbehörde teilt 
dem Kultusminister unverzüglich 
mit, gegen welche Studenten un­
anfechtbare oder vorläufig vol l­
ziehbare Bescheide im Sinne des 
§ 3 Abs. 1 Nr. 6 ergangen sind. 
Der Kultusminister unterrichtet 
hiervon die Kultusminister der 
anderen Länder. In gleicher 
Weise ist zu verfahren, wenn 
Entscheidungen ergehen, durch 
d ie solche Bescheide aufgehoben 
werden oder die aufschiebende 
Wi rkung eines Rechtsbehelfes 
wiederhergestellt wird. 

Solange das 
in Kraft getri 
setz betreffer 
nisse der St1 
.Disziplin auf 
täten vom 2! 
Gesetzessam 
in der Fassur 
Bereinigung 
rechts vom 6 
setz- und Ve 
1962 s. 21). 

Auszug: 
§5 
Disziplinarstr 
Studierende 
1. wenn sie 
verstoßen, w 
hung disziplir 
lassen sin,d ; 
2. wenn sieH 
welche die Si; 
akademische1 
oder gefährd, 

§6 
. Disziplinarstr. 

1. Verweis. 
2. Nichtanrec 
den Halbjah1 
schriebene Si 
3. Androhuttg 
der Universit 
consolium ab 
4. Entfernung 
(consilium·ab 
s.· Ausschluß 
stüdium '(Rele 
Der Ausschlu 
studium kann 
rechtskräftige 
gen einer s 
ausgesprochE 
dieselbe aus 
sinnung entsJ 
In der Vorla 
Landesregieri 
tätsgesetz vc 
folgende ver 
mungen enth, 

,,§ 55 - Ausk1 
(1) Der Kultu 
den Universii 
einzelne An 
langen . ... 
(3) Die Hochi 
senschaftlichE 
die Studente 
die ihnen \ 
wahrheitsgerr 
fristgerecht z 
Einzelangabe 
behandeln." 
Nach § 52 /J 
nungsstrafen , 
griffen werdet 
kunftspflicht r 

Nicht warten - vorher 
denken. Man fährt be;ser mit Nec~ 
sicherung. Niedriger Grundbeitrag • Ta1 
neuen Ideen • Schadenfreiheitsrabatte n. 
rungsjahren. Nutzen auch Sie die Vorteile 
Neckermann Versicherungs-AG. 

Sofort anrufen! 

Frankfurt: 41 000 888 oder 

Ha.nau: 0 61 81 / 2 86 03 

es lohnt sich 
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Veranstaltungskalender Mai - ·Juni 1969 

Satirisches Theater Die Schm·iere 
das schlechteste Theater de: Welt 
Im Karmeliterkloster 
(Nahe Goethehaus - Fr. Hof - Städt. Theater - Degussa) 
Jeden Dienstag 20.30 Uhr: 
EMIL KNOLL'S TOTLACHSCHAU 
Ziemlich unkomische Späße 
von Rudolf Rolfs 
Mittwoch, 14., 28. Mai und 11. Juni, 20.30 Uhr: 
DIE KATZE TRITT DIE TREPPE KRUMM ! 
(über 200 mal) von Rudolf Rolfs 
Mittwoch, 21 . Mai und 4., 18. Juni, 20.30 Uhr: 
MENSCH IN ASPIK (über 150 mal) 
von Rudolf Rolfs 
Jeden Donnerstag 20.30 Uhr: . 
EMIL KNOLL'S TOTLACHSCHAU 
von Rudolf Rolfs 
Jeden Freitag 20.30 Uhr: 
DIE TOTE RATTE IN DER LIMONADEFLASCHE 
von Rudolf Rolfs (über 300 mal) 
Samstag, 10., 24. Mai und 7., 21 . Juni, 20.30 Uhr: 
SIE NENNEN DAS MÄDCHEN EINFACH: PAUL! 
von Rudolf Rolfs 
17., 31 . Mai und 14., 28. Juni, 19.30 Uhr: 
MENSCH IN ASPIK 
Jeden Samstag 21.30 Uhr: 
SIE SIND EIN FERKEL, .EXZELLENZ! 
Sexualkritisches von Rudolf Rolfs 
Jeden Sonntag 20.30 Uhr: 
EMIL KNOLL'S TOTLACHSCHAU 
von Rudolf Rolfs 
Kasse ab 17.00 Uhr. Telefon: 2810 66 (jederzeit) 

amZOO ir1· 
Mitglied der Gilde der Filmkunsttheater 

Frankfurt, Pfingstweidstraße 2, Telefon 4917 25 
STUDENTEN MIT AUSWEIS ZAHLEN DM 1,80 (AUSSER SA. U. SO.) 

... ----~-----~-- ...... ·- - - ~ -'- - - ' 

--f!eilag, 9. 5. 
JaCI< lemmon, Shirley Mclaine, 
Fred McMurray 
DAS APPARTEMENT 
Regie: Billy Wi lder 
Samstag/Sonntag, 10./11. 5. 
Burt Lancaster, Montgomery Clift 
VERDAMMT IN ALLE 
EWIGKEIT 
Regie : Fred Zinnemann 
Montag, 12. 5. 
Peter Seilers, Jean Seberg 
DIE MAUS DIE BRÜLL TE 
Regie: Jack Arnold 
Dienstag, 13. 5. 
Frarn;:oise Dorleac, Donald Pleasance 
WENN KATELBACH KOMMT 
Regie: Roman Polanski 
Der faszinierendste aller Polanski-Fllme 
Mittwoch/Donnerstag, 14./15- 5. 
Akiko Takashi, Kuniko lshii 
DAS MÄDCHEN NANAMI 
Regie: Susumu Hani 
Freitag bis Sonntag, 16.-18. 5 
Delphine Seyrig, Giorg io Albertazzi , 
Sacha' Pitoeff 
LETZTES JAHR IN MARIENBAD 
R'egie: Alain Resnais 
Die langerwartete Wiederaufführung 
Montag, 19. 5. 
Jean Pierre Leaud, Chantal Goya, 
Marlene Jobert 
MASCULIN-FEMININ 
oder: 
Die Kinder von Marx und Coca Cola 
Regie : Jean Luc Godard 
Dienstag, 20. 5. 
Pierre Blanchard, Harry Baur , 
Madelaine Ozeray 
SCHULD UND SÜHNE 
(Crime et chätiment) 
Regie: Pierre Chaud 
Mittwoch, 21. 5. 
Ein' Meilenstein der Filmgeschichte 
PANZERKREUZER POTEMKIN 
Regie: Sergej M. Eisenstein 
Donnerstag, 22. 5. 
Jean Marais , Josette Day, 
Michel Auclair 
LA BELLE ET LA BETE 
Regle: Jean Cocteau 
Freitag bis Montag, 23. 5.-26. 5. 
Sharon Tale, A lfie Bass, 
Roman Polanski 
TANZ DER VAMPIRE 
oder: 
Verzeihung, aber Ihr Zahn steckt noch 

Dienstag, 27. 5. 
• Helene Weigel , Angelika Hurwicz, 

E. Schall 
MUTTER COURAGE UND IHRE 
KINDER 
Regie: P. Palilzsch/DDR 60 
Brechts Chronik aus dem 30j ähr igen 
Krieg 
Geänderte Anfangszei ten und Preise. 
Mittwoch, 28. 5. 
Adolf Wohlbrück, Martine Carol, 
Peter Ustinov 
LOLA MONTEZ 
Buch u. Regie: Max Ophüls 
Donnerstag, 29. 5. 
Julie Christie, Oscar Werner, 
Cyril Cusak 
FAHRENHEIT 451 
Regie: FranGois Truffaut 
Freitag bis Sonntag, 30. 5.-1. 6. 
Richard Burton, El izabeth Taylor, 
Alec Guinness, Peter Ustlnov 
STUNDE DER KOMÖDIANTEN 
Reg ie: Peter Glenville 
Montag, 2. 6. 
Montgomery Clift, Susannah York 
FREUD 
Regie: John Huston 
Dienstag, 3. 6. 
Frank Sinatra, Kim Novak, 
Eleonor Parker 
DER MANN MIT DEM 
GOLDENEN ARM 
Regie: Otto Preminger 
Mittwoch/ Donnerstag, 4. 6./5. 6. 
Elizabeth Taylor, Montgomery Clift, 
Katherine Hepburn 
PLÖTZLICH IM LETZTEN 
SOMMER 
Regie: Joseph L. Mankiewicz 
Freitag, 6. 6. 
Zero Moste!, Phil Silvers, M ichael 
Grawford, Buster Keaton 
TOLL TRIEBEN ES DIE 
ALTEN RÖMER 
Regie: Richard Lester 
Samstag/Sonntag, 7./8. 6. 
Faye Dunaway, Steve McQueen 
THOMAS CROWN IST NICHT 
ZU FASSEN 
Regie: Norman Jewison 
Montag, 9. 6. 
Gary Cooper, Audrey Hepburn, 
Maurice Chevalier 
ARIANE - Liebe am Nachmittag 
Reg ie: Billy Wilder 

asta Information _ 
Erscheint jeden zweiten Donnerstag im Semester 
Herausgeber: Das Parlamentspräsidium·, Redaklion: Walter Röser, Günther Frank 
und Mitglieder der Basisgruppen. 
Anschrift der Redaktion : Frankfurt a. M., Jügelstraße 1, Tel. 7 98 31 86 u. 77 75 75 . . 
Gezeichnete ~Beit.räge stellen n icht unbedingt die Meinung der Herausgeber dar. 
Druck: Druck-·und Verlagshaus Frankfurt am Main GmbH, Frankfurt am Main. 
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Theater am Turm 
Landesbühne Rhein-Main 

,,Der gute Mensch von Sezuan" 
am 9., 24., 25. Mai 
,,Ein Florentinerhut" 
am 16., 17., 18., 21. und ·22. Mai 
am 11. und 12. Juni 
"Der Widerspenstigen Zähmung" 
am 7., 8., 14. und 15. Juni 
,,Das Mündel will Vormund sein" 
am 10. und 28. Mai 
Alle Vorstellungen beginnen um ' 
20 Uhr, mit Ausnahme der Ju­
gendstücke. 
Das Programm für die EXPERI­
MENTA III wird gesondert ver­
öffentl icht 

Die Katakombe 
Frankfurts Kellertheater 
Schützenstr. 8, am Brückenkeller 
Telefon 28 47 50 
Täglich 20 Uhr - außer Montag 
FAUST 
der Tragödie III. Teil 
von Deutobold Symbolizetti 
Allegoriowitsch Mystifizinsky 
Einrichtung und Inszenierung : 
Marcel Schilb 
Letzte Vorstellu ng: 21 . Juni, 
20 Uhr 
Karten telefonisch über 28 47 50 
ab 16 Uhr 
Vorverkauf: Drugstore Parkhaus 
Hauptwache, Schalterraum Neue 
Presse Schillerstraße 
Theaterkas'se: ab 19 Uhr 
Ermäßigung für Studenten 

Spielplan .für die Zeit 
vom 15. 5. bis 15. 6. 1969 

GUTSCHEIN * 

Frankfurter 
Resistenztheater 
Kabarett. Die Maininger 
6 Frankfurt am Main 
Neue Rothofstraße 26 a 
(parallel zur Goethestraße - Nähe 
Opernplatz), Tel.: 8 24 34 u. 28 02 27 
Im Mai noch täglich (außer mon­
lags) 20.30 Uhr: 

„CONNY LÄSST DIE 
PUPPEN TANZEN" 
Eine kabarettistische Synthese 

AKTUELL! SATIRISCH! 
POINTIERT! 
Pfingstsonntag- Dienstag (27. 5.) 
keine Vorstellung! 
Im Juni nur donnerstags, fre itags, 
samstags und sonntags 
(jeweils 20.30 Uhr) 

„CONNY LÄSST DIE 
PUPPEN TANZEN" 
Für Studenten ermäßigte Preise! 

• Gegen Abgabe dieses Gutscheins 
erhalten Studenten zusätzlich 
15 Prozent Ermäßigung. 

Lippmann + Rau Veranstaltungen 
Freitag, 23. Mai , 20 Uhr, Bürgerhaus der Nordweststadt 
(Endstation U-Bahn) 
SHOW '69? 
HOSCH: Hans Dieter Hüsch , Texte und Chansons 
FLAMENCO: Andres Bati sta, Sologitarr ist des Festival Flamenco Gilano 
JAZZ: Zagreb Jazz Quintett 
Samstag, 7. Juni , 20 Uhr, Kongreßhalle/Messegelände 
London Blues 
JOHN MAYALL GROUP 
Donnerstag, 12. Juni, 20 Uhr, Jahrhunderthalle l-!5chst 
ELLA IN FRANKFURT '69 
The Fi rst Lady of Song: Ella Fitzgerald, mit dem Tommy Flanagan Trio 
featur[ng Ed Thigpen 
Karten im Vorverkauf 

Städtische Bühnen 
Frankfurt 
Spielplan vom 16. 5. b is 15. 6. 1969 

Oper 
Fausts Verdammnis 
16. 5. 1969 
La Cenerentola 
17. 5. und 15. 6. 1969 abends 
Der feurige Engel 
18. 5. und 23. 5. 1969 
La Travlata 
20. 5. und 26. 5. 1969 
Aida 
21 . 5. 1969 
Rigoletto (ital.) 
22. 5. und 5. 6. 1969 
Der Nußknacker (Ballett) 
24. 5. und 13. 6. 1969 
Die Zauberflöte 
25. 5. und 7. und 15. 6. 1969 (Nachm.) 
27. 5. 1969 Gastspiel 
Fuchsjagd (von Agatha Christie) 
Bernhard-Theater Zürich 
Pelleas und Melisande 
(franz. Sprache) 
28. 5. und 4. 6. 1969 
Die Hochzeit des Figaro 
29. 5. 1969 
La Boheme 
30. 5. 1969 
Carmen 
31. 5. 1969 
Tannhäuser 
3. 6. 1969 
Die Fledermaus 
6. 6. 1969 
Johanna auf dem Scheiterhaufen 
8. 6. 1969 (Nachm.) 
Die Entführung aus dem Serail 
8. 6. 1969 abends 
Fürst lgor 
9. 6. 1969 
Tosca 
11. 6. 1969 
Der Bettelstudent (Premiere) 
12. 6. und 14. 6. 1969 
Sonntagskonzert der 
Museumsgesellschaft 
18. 5. 1969, 10.30 Uhr, und 
Montagskonzert 
der Museumsgesellschaft 
19. 5. 1969, 20.00 Uhr -
Nachgeholtes 5. Sonntagskonzert 
der Museumsgesellschatt 
1. 6. 1969, 10.30 Uhr, und 
Nachgeholtes Montagskonzert (5.) 
der Museumsgesellschaft 
2. 6. 1969, 20.00 Uhr 
10. 6. 1969 Oper geschlossen 
Änderungen vorbehalten 

Schauspiel 
Celestlna 
16. 5. 1969 
Carmlno Real 
17. 5. 1969 (Premiere) und 19. 5., 21. 5., 
22. 5., 23. 5., 25. 5. , 27. 5., 28. 5., 30. 5. 
und 31. 5. 1969 und 
1. 6. (Nachm.), 2. 6., 6. 6. , 7. 6., 8. 6., 
10. 6., 11. 6., 12. 6. und 15. 6. 1969 
König Richard der zweite 

' 20. 5. 1969 und 18. 5. 1969 (Nachm.), 
4. 6., 5. 6., 13. 6. und 14. 6. 1969 
Sonntags am Meer 
18. 5. 1969 abends 
1. 6. und 9. 6. 1969 
Der Raub der Sabinerinnen 
26. 5. 1969 
Götz von Berlichlngen 
3. 6. 1969 

Kammerspiel 
Die Heimkehr 
16. 5. und 25. 5. 1969 und 
1. 6. und 9. 6. 1969 
Kammertanzabend 
17. 5., 19. 5. und 27. 5. 1969 
Beute 
18. 5. und 26. 5. 1969 
Die Zimmerschlacht 
20. 5., 21 . 5., 22. 5., 23. 5. , 28. 5. und 
29. 5. 1969 und 
8. 6., 10. 6., 11. 6., 12. 6., 13. 6. und 
14. 6. und 15. 6. 1969 
Amerika hurra 
24 5. 1969 
Unterstzuoberst (Experimenta III) 
30. 5. unc•. 31. 5. 1969 
Experimenta III 
nolimetangere/comme il faul 
2. 6. und 3. 6. 1969 
Experimenta III 
Futur Realta (Teatro Stab ile Torino) 
4. 6. und 5. 6. 1969 
Experimenta III 
Ophelia und die Wörter · 
(Forumtheater Berlin) 
6. 6. und 7. 6. 1969 
Veranstalterin der Experimenta II I ist 
die Deutsche Akademie der 
Darstellenden Künste 
Änderungen vorbehalten 

Kleines Theater 
im Zoo 
Frankfurt am Main 
Direktion Fritz Remond 
Maiprogramm 
MANN, TIER UND TUGEND 
Komödie von Luigi Pirandello 
Inszenierung: Fritz Remond 
Bühnenbi ld: Lothar Baumgarten 

Juniprogramm 
DAS HEISSE HERZ 
von John Patrick 
mit Hansjörg Felmy 
Inszenierung: Hansjörg Felmy 
Bühnenbild_: Lothar Baumgarten 

Beginn : täglich 20 Uhr 
Theaterkasse: tägl. von 11 -14 
und 17 - 20 Uhr, Tel. 43 51 66 

AUTOMOBILISTEN-ABC 

BHACiAWADCilTA 
(sanskr.: ,,Gesang der Glückseligen"). 

Jubeltonfolge gebildeter Autofahrer nach 

Beendigung eines Familienausfluges in 

die feiertägliche Einöde der Taunusaus­

flugsgebiete. Unser Bild zeigt den An­

fang des beliebten Refrains. 

FAHRSCHULE P,OHL 
6 Frankfurt a . M. • 1 Minute von der Uni• Bockenheimer Landstraße 113 • Tel.: 779140 

DIE FAHRSCHULE DER STUDENTEN 

-
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. SEMESTE R-so·No ERANG.Ea·ot,E] 
I 

• Ringbuch-:E~nlagen DIN A 4 80 -Blatt nur DM · l,68 

• Ringbuch-Einlagen .DIN A 5 8~ Blatt nur DM -,68 

• Ringbücher DIN A ·4 mit Einlage und Register ab DM ·4,90 

• 'Ringbücher DIN A 5 m~t Einlag'e und Register 
-

ab DM 2,15 

• Schreibm~schinen-Papier, best~ Qualität 500 Blatt DM 6,45 

• Vierfarben-Kugelschreiber, Qualitäts-Marke PM 3,95 1. 

• . 'Kuge·lschreiber-Minen in 4 Farben Stück . DM -,40 

• Ringbucheinlagen DIN A 5 150 Blatt einmalig Stück DM 1,00 

• Sichthüllen, Plastik DIN A 4 Stück DM - ,4·5 

• Sichthüllen, Plastik DIN A 5 Stück DM _ -,40 

• Zeichenkarton. DIN A 4, weiß, feste Qualität 10 Stück DM 1,15 

• Schreibgarnitur 3-teilig DM 3,95 
\ 

•• Zeichengarnitur 4-teilig · DM - 95 . , -

• : ~ Filzschreiber· in 10 Farben ·_ 10 Stück · DM 3 95 . , ., 
oder _einzeln ,-.:_· 1 Stück DM ;..;;.;45 r 

' • . 100-Blatt-Biöcke DIN . A 4 DM 1,25 
-• fotokopieren DIN-A 4 Stück 

.; 

• Au-f alle sonstigen Sch_reibwaren· 10% Studentenrabatt bei 

1 

K A R ~L M o. 5 T E .R T 5 
Fraakfurt a. M . - Robert-Mayer-Straße 17 neben der Universität 

r 
~~­

\:..> 

Unsere 
Revolution : 

' 

· der ~©JrID~~~kugel-
Kugels,hreiber . 
ist neu und einzigartig. Technisch perfekt -

' bestechend elegant. Klausu_rerfahren_ - semihargeprüft . 

• 1
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